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Andreas Peichl* und Martin Ungerer**
Werden die Reichen immer 
reicher und die Armen immer 
ärmer werden?

Ob die Reichen immer reicher und die Armen immer 
ärmer werden, hängt maßgeblich vom Betrachtungs-
zeitraum sowie der Definition von Armut ab. 

ARMUT UND REICHTUM ALS ABSOLUTES UND 
RELATIVES KONZEPT

Um eine sachliche Debatte zum Thema von Armut 
und Reichtum zu führen, muss zunächst vor allem 
das verwendete Konzept erläutert werden. Absolute 
Armut, verbunden mit existenzieller Not und Hunger, 
ist in Deutschland seit der Nachkriegszeit unbekannt.1 

Sowohl Armut als auch Reichtum verstehen sich des-
halb in der amtlichen Berichterstattung nicht in absolu-
ten Zahlen, sondern in einer relativen Betrachtung. Dies 
geht zum einen aus der menschlichen Wahrnehmung 
hervor, die den eigenen Status relativ zum beobachte-
ten (bzw. wahrgenommenen) Durchschnitt der Mitmen-
schen einschätzt. Zum anderen können ungleiche Ent-
wicklungen der verfügbaren Einkommen sowie Preise 
zu einer wahrgenommenen und tatsächlichen Verände-
rung der eigenen Wohlstandssituation führen. So kön-
nen größere Zuwächse in den oberen Einkommen zu 
einer relativen Verschlechterung der eigenen Einkom-
mensposition führen. Tatsächlich hat man in Deutsch-
land etwa seit 1998 ein deutlich stärkeres Wachstum 
der oberen Haushaltsnettoeinkommen (Top 10) im Ver-
* Prof. Dr. Andreas Peichl leitet die Forschungsgruppe Internationa-
le Verteilungsanalysen am Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor-
schung (ZEW), Mannheim.
** Martin Ungerer ist Mitarbeiter der Forschungsgruppe Internatio-
nale Verteilungsanalysen am Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung (ZEW), Mannheim.
1 Die OECD definiert absolute Armut als weniger als 2,50 Euro am 
Tag, was in Deutschland faktisch nicht vorkommt.

Mythos oder Realität: Werden die 
Armen immer ärmer und die Reichen 
immer reicher?

In der öffentlichen Debatte herrscht die Einschätzung vor, dass die Ungleichheit der Einkom-
men und des Vermögens in Deutschland und in Europa in den letzten Jahren stark zugenom-
men hat. Geht die Schere zwischen Arm und Reich wirklich weiter auseinander, oder ist die 
wachsende Ungleichheit ein Mythos?

gleich zu den unteren (Untere 402) (vgl. Hufe et al. 2017). 
Gleichzeitig kann dies auch reale Auswirkungen haben, 
wenn durch ungleiche Einkommenszuwächse das Preis-
niveau stärker steigt, etwa auf dem Immobilienmarkt. 

Die Armutsrisikoquote (d.h. der Anteil der Men-
schen mit weniger als 60% des Medianeinkommens) 
bewegt sich in Deutschland seit etwa fünf Jahren auf 
einem konstanten Niveau von ca. 15% (vgl. IAW und 
ZEW 2016) Eine längerfristige Betrachtung lässt zwei 
Beobachtungen besonders herausstellen. Zum einen 
ist die Armutsrisikoquote zwischen Ende der 1990er 
Jahre bis ca. 2009 deutlich angestiegen. Zum anderen 
war diese bereits zur Zeit der deutschen Wiederverei-
nigung bzw. Anfang der 1980er Jahre auf einem ähnli-
chen Niveau wie heute. Daraus ergeben sich zwei 
Sichtweisen. Eine positive Einschätzung kommt zu 
dem Schluss, dass der Trend steigender Armutsgefähr-
dung in Deutschland gestoppt wurde und man sich his-
torisch auf keinem besonders hohen Niveau befindet. 
Ein kritischer Blick auf die Zahlen besagt, dass die 
Quote der von Armut gefährdeten Haushalte in jünge-
rer Vergangenheit auch schon einmal deutlich niedri-
ger war und dieses Niveau trotz eines andauernden 
wirtschaftlichen Booms nicht wieder erreicht werden 
konnte.

Sowohl die Grenze zur Armutsgefährdung als auch 
die zum Reichtum werden relativ zum mittleren Ein-
kommen definiert. Die Quote der Reichen (d.h. der 
Anteil der Menschen mit mehr als 200% des Medianein-
kommens) zeigt im Vergleich zur Armutsrisikoquote 
allerdings einen deutlich unterschiedlichen Trend auf. 
Diese ist seit den 1980er Jahren kontinuierlich gestie-
gen. Unterbrochen wurde diese Entwicklung zwischen-
zeitlich durch die Rezession nach der deutschen Wie-
dervereinigung ab 1995 sowie durch die Finanzkrise ab 
2008 (vgl. hierzu auch Drechsel-Grau, Peichl und 
Schmid 2015).

2 Inklusives Wachstum wird von der OECD u.a. als anteilsmäßig 
proportionales Wachstum der unteren 40% der Einkommensvertei-
lung im Vergleich zum mittleren Wert definiert.

Andreas Peichl

Martin Ungerer
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Festhalten lässt sich also zunächst, dass die Armen 
zwar nicht unbedingt ärmer werden, die Reichen aber, 
sowohl was deren Anteil an der Bevölkerung als auch 
deren Einkommen an sich, stärkere Zuwächse ver-
zeichnen konnten. Durch diese zunehmende Polarisie-
rung kommt es zu einem gefühlten sowie tatsächlichen 
Auseinanderdriften von Armen und Reichen. 

ARMUT UND BESCHÄFTIGUNG

Eine konstante Armutsrisikoquote trotz wirtschaftli-
chen Aufschwungs scheint zunächst verwunderlich. 
Die Befunde des Gutachtens zur »Analyse der Einkom-
men und Vermögen« im Zuge des 4. Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung zeigen jedoch, dass 
der Beschäftigungszuwachs im Zuge des Booms eher 
verteilungsneutral, d.h. gleichmäßig in allen Einkom-
mensgruppen, stattfand. Das heißt, es stiegen sowohl 
die Nachfrage nach Beschäftigten mit geringer Qualifi-
kation und niedriger Entlohnung als auch diese nach 
qualifizierten Arbeitskräften. Insbesondere letztere 
erklärt den Anstieg der oberen Einkommen (vgl. Fitzen-
berger 2012). 

Aus dem Zusammenspiel von Armut und Beschäfti-
gung lässt sich allerdings auch eine normative Frage 
entwickeln. Sollte Arbeit auch dann als positiv gesehen 
und gefördert werden, wenn sie allein nicht für einen 
Lebensunterhalt reicht und staatlich bezuschusst wer-
den muss? Einerseits wird inklusives Wachstum insbe-
sondere als angemessene Teilhabe der unteren Ein-
kommen am Wachstum definiert. Zudem können grö-
ßere Umverteilungsmaßnahmen etwa durch Besteue-
rung und Abgaben zu Effizienzverlusten führen. Ande-
rerseits bietet eine aufgenommene Tätigkeit die 
Möglichkeit der Weiterentwicklung und des Aufstiegs 
(vgl. Niehues 2014). Soziale Mobilität, gemessen als 
Chancengerechtigkeit durch persönliche Anstrengung 
ein höheres Einkommen zu erzielen, ist seit 2005 wie-
der gestiegen, nachdem der Trend seit den 1980er 
Jahre hin zu stärkerer Abhängigkeit von sozioökonomi-
scher Herkunft anstelle von persönlicher Anstrengung 
geprägt war (vgl. Peichl und Ungerer 2016; Hufe et al. 
2017). Somit können staatliche Anreize zur Aufnahme 
von Beschäftigung durchaus sinnvoll sein, auch wenn 
diese zunächst Beschäftigung unterhalb der Armutsri-
sikogrenze fördern. Leider sind diese Anreize in 
Deutschland noch ausbaufähig. Ein relativ hohes 
Grundsicherungsniveau in Verbindung mit hohen 
Transferentzugsraten sind mit geringen Arbeitsanrei-
zen insbesondere für Geringqualifizierte und Alleinver-
dienerfamilien verbunden (vgl. Buhlmann, Löffler und 
Peichl 2017).

POLARISIERUNG UND PERSISTENZ

Die ungleiche Entwicklung der Einkommen im oberen 
und unteren Bereich der Verteilung impliziert eine stär-
kere Polarisierung. Daraus folgt ein Rückgang des rela-
tiven Anteils der Mittelklasse an der Gesamtbevölke-

rung.3 Dieser ist zwischen den 1980er Jahren und 2014 
um ca. 10 Prozentpunkte von ca. 82% auf 72% gesun-
ken. Dies als eine Erosion zu bezeichnen mag zwar 
übertrieben sein, dennoch ist der Rückgang offensicht-
lich. Allerdings lag der Anteil der Mittelklasse bereits in 
den 1960er Jahren unter 80%. Gleichzeitig ist auch die 
beschäftigungsbereinigte Lohnquote, d.h. der Anteil 
des Arbeitseinkommens am Haushaltseinkommen, 
seit den 1980er Jahren gesunken. Dies impliziert eine 
Einkommensverschiebung zugunsten von Gewinn- und 
Vermögenseinkommen. Da diese Form von Einkom-
men vor allem am oberen Ende der Vermögensvertei-
lung realisiert wird, kann so die Zunahme der oberen 
Einkommen erklärt werden.

Neben der Polarisierung lässt sich eine höhere Per-
sistenz von Armut feststellen. Diese ist seit Ende der 
1980er Jahre in Deutschland stark gestiegen. Betrug 
die durchschnittliche Verweildauer unterhalb der 
Armutsrisikogrenze über einen Zeitraum von fünf Jah-
ren 1989 noch etwa 2,5 Jahre, so stieg diese bis 2008 
auf über drei Jahre und in Ostdeutschland auf über 
3,5 Jahre an. Erst am aktuellen Rand ist dieser Trend 
wieder leicht rückläufig. 

VERMÖGEN

Die Datenlage zu Vermögen in Deutschland ist nach wie 
vor verbesserungswürdig. Dennoch müssen diese bei 
einer Betrachtung von Armut und Reichtum mit berück-
sichtigt werden. Zunächst lässt sich festhalten, dass 
Vermögen deutlich ungleicher verteilt sind als Einkom-
men – selbst unter Berücksichtigung von Rentenan-
wartschaften. Ein Grund hierfür ist die im internationa-
len Vergleich extrem niedrige Quote an Immobilienbe-
sitzern. Weiterhin nehmen langfristig sowohl Vermö-
gen als auch deren Ungleichheit zu (vgl. IAW und ZEW 
2016; HFCS 2016). Insbesondere die Quote der Haus-
halte ohne Vermögen ist in den letzten zehn Jahren 
gestiegen. Selbst Ereignisse wie die Finanzkrise ab 
2008 haben die Ungleichheit der Haushaltsvermögen 
nur unwesentlich verringert (vgl. IAW und ZEW 2016).

FAZIT

Die Armen werden zwar nicht unbedingt ärmer, aller-
dings werden die Reichen sehr wohl reicher. Gleichzei-
tig hat es in der Vergangenheit negative Entwicklungen 
bezüglich persistenter Armut und Einkommensun-
gleichheit gegeben, die der aktuelle Beschäftigungs-
boom nicht ausgleichen konnte. Allerdings kann eine 
Aufnahme von Beschäftigung bei entsprechenden Auf-
stiegsmöglichkeiten durchaus auch unterhalb der 
Armutsrisikoquote sinnvoll sein. Damit dieses Prinzip 
funktioniert, sollten die staatlichen Anreize zur Auf-
nahme von Beschäftigung speziell für Geringverdiener 
verbessert werden. Gleichzeitig müssen allerdings 
auch die Chancen zum wirtschaftlichen Aufstieg gege-
3 Mittelklasse wird oft als der Einkommensbereich zwischen 67% 
und 200% des Medianeinkommens definiert.
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ben sein, da sonst lediglich der Niedriglohnsektor ver-
größert wird. Eine solche Dynamik kann auch zu einer 
Vergrößerung der gesellschaftlichen Mittelklasse füh-
ren, die zuletzt eher geschrumpft war. 
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Richard Hauser*
Einkommen und Vermögen 
driften auseinander

EINIGE BEGRIFFLICHE KLÄRUNGEN

Wenn jemand die Behauptung aufstellt, dass die Armen 
immer ärmer und die Reichen immer reicher werden, so 
muss man zurückfragen: Welches Land meinen Sie? Auf 
welche Zeitperiode bezieht sich Ihre Aussage? Was ver-
stehen Sie unter den »Armen« und den »Reichen«? 
Denn es gibt sicherlich manche Länder, manche Zeit-
perioden, manche Vorstellungen von Armut und Reich-
tum und manche Menschen und Haushalte, auf die 
diese Feststellung zutrifft. Aber in dieser Allgemeinheit 
ist die These falsch. Es bedarf der Präzisierung, damit 
eine eindeutige Antwort möglich ist. Wir beschränken 
uns im Folgenden auf Deutschland nach der Wiederver-
einigung – mit einem Seitenblick auf die OECD-Länder. 
Dieser Bezug ist sicherlich der Kern der deutschen 
Diskussion. 

Wenn man von Armut und Reichtum spricht, dann 
denkt man zuerst an die monetären Größen Einkom-
men und Vermögen und an deren Verteilung über Haus-
halte oder Personen. Damit gelangt man bei weiterer 
Spezifizierung zu einer Ressourcendefinition von 
Armut und Reichtum. Im Gegensatz hierzu steht eine 
Lebenslagendefinition von Armut und Reichtum, bei 
der es um die tatsächlichen Lebensumstände von Per-
sonen und Haushalten und um die sie bedingenden 
Faktoren und Beschränkungen geht. Ein noch umfas-
senderer Armuts- und Reichtumsbegriff schließt auch 
die Chancen für die künftige Lebensgestaltung ein. Wir 
konzentrieren uns hier auf eine Ressourcendefinition 
von Armut und Reichtum. 

Um Arme von Nicht-Armen abgrenzen zu kön-
nen, bedarf es einer monetär bezifferten Armuts-
grenze. Eine solche Armutsgrenze stellen in Deutsch-
land die weitgehend einheitlichen Anspruchsgrenzen 
für die fünf Mindestsicherungsleistungen (Arbeits-
losengeld II, Bedarfsorientierte Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung, Sozialhilfe, Kriegs-
opferfürsorge, Asylbewerberleistungen) dar. Da die 
regional sehr unterschiedlichen Kosten für eine ange-
messene Wohnung und deren Heizung von allen Leis-
tungsträgern voll übernommen werden, umfassen 
diese Mindest sicherungsgrenzen ein breites Band. 
Im Durchschnitt belief sich die Anspruchsgrenze für 
einen Alleinstehenden im Jahr 2016 auf etwas unter 
800 Euro pro Monat. Hinzukommen die direkt abge-

Richard Hauser

* Prof. Dr. Richard Hauser war Inhaber der Professur für Volkswirt-
schaftslehre, insbesondere Verteilungs- und Sozialpolitik, an der 
Goethe-Universität Frankfurt am Main.
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führten Krankenkassenbeiträge. Diese Anspruchs-
grenzen sind politisch anerkannt und vom Bundes-
verfassungsgericht unter Bezugnahme auf Art. 1 GG 
zur Gewährleistung eines soziokulturellen Existenz-
minimums bestätigt worden.1 Im Zeitablauf erhöhen 
sich diese Anspruchsgrenzen in Abhängigkeit vom 
steigenden Lebensstandard der Bevölkerung. Hier-
für gibt es eine Anpassungsformel und eine Über-
prüfung auf Basis der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) im fünfjährigen Abstand. Es handelt 
sich also um eine relative Armutsgrenze. Nur wenn 
man die politisch wertende Vorstellung vertritt, dass 
die deutschen Mindestsicherungsgrenzen und damit 
das soziokulturelle Existenzminimum zu niedrig fest-
gesetzt seien – wie es alle Wohlfahrtsverbände tun – 
dann sind die Empfänger von Mindestsicherungsleis-
tungen als »arm« zu betrachten. Nehmen Berechtigte 
diese Mindestsicherungsleistungen nicht in Anspruch, 
dann werden sie als »verdeckt arm« bezeichnet. Ver-
deckte Armut ist keineswegs ein zu vernachlässigen-
des Problem. Schätzungen gehen davon aus, dass bis 
zu 40% aller Berechtigten die ihnen zustehenden Min-
destsicherungsleistungen nicht in Anspruch nehmen 
(vgl. Becker und Hauser 2005; Bruckmeiner et al. 2013).

Auch die Europäische Union hat im Hinblick auf 
Länder- und Zeitvergleiche (mit Zustimmung aller Mit-
gliedsländer) eine Armutsrisikogrenze von 60% des 
jeweiligen nationalen Medians der Nettoäquivalenzein-
kommen der Personen festgelegt. Diese recht pau-
schale Armutsrisikogrenze stellt ebenfalls eine relative 
Grenze dar. Sie dient dem Monitoring im Rahmen der 
Offenen Methode der Koordinierung (OMK). Inwieweit 
Personen, deren Nettoäquivalenzeinkommen unter-
halb dieser pauschalen Armutsrisikogrenze liegt, als 
»arm« betrachtet werden können, bedarf weiterer 
Informationen über ihre Lebenslage. In den meisten 
Fällen liegt die für Deutschland ermittelte Armutsrisi-
kogrenze der EU oberhalb der deutschen Mindestsiche-
rungsgrenzen. Die einem Armutsrisiko unterliegenden 
Personen mit den Armen gleichzusetzen, ist eine Ver-
kürzung, die dem öffentlichen Meinungskampf über 
Verteilungsfragen zuzuordnen ist. 

Im Hinblick auf einen hohen regelmäßigen Res-
sourcenzufluss und einen hohen Vermögensbestand, 
die man gemeinhin als Reichtum bezeichnet, gibt es 
keine herrschenden Zielvorstellungen, außer dass 
auch Reiche sich an alle Gesetze halten müssen und mit 
Steuern und Abgaben ihren Beitrag zu den Staatsauf-
gaben zu leisten haben. Staatliche Regulierungen 
beziehen sich lediglich auf unzulässige Formen des Ein-
kommenserwerbs und des Vermögensbesitzes. In der 
statistischen Berichterstattung werden 200% und 
300% des nationalen Medians des Nettoäquivalenzein-
kommens als Reichtumsgrenzen verwendet. 

Man kann verschiedene Einkommens- und Vermö-
gensbegriffe unterscheiden und die jeweils zugehöri-
gen Verteilungen auf Personen und Haushalte betrach-

1 BVerfG 1 BvL 1/09 vom 9. Februar 2010.

ten. Häufig steht in der Diskussion die individuelle Ver-
teilung der Bruttoarbeitseinkommen (vor Abzug von 
direkten Steuern und Sozialabgaben) im Fokus. Ana-
log kann sich der Blick auch auf die Verteilung der Kapi-
talerträge richten. Unter einem anderen Blickwin-
kel kann man auch die in einem Haushalt zusammen-
fließenden Einkommen nach Abzug von Steuern und 
Sozialabgaben und unter Hinzunahme der Transfer-
zahlungen und damit die Verteilung der Nettoeinkom-
men auf Haushalte betrachten. Die Haushaltsbetrach-
tung ist beim Vermögen sogar die typische Sichtweise, 
weil empirische Daten über den individuellen Vermö-
gensbesitz kaum vorhanden sind.2 Bei einer wohl-
fahrtsorientierten Sichtweise, die in der Armuts- und 
Reichtumsdebatte im Vordergrund steht, kommt es 
aber auf die Verteilung der Nettoäquivalenzeinkom-
men3 auf Personen an, die unter Berücksichtigung des 
Haushaltszusammenhangs ermittelt werden. Analog 
kann man auch das Pro-Kopf-Nettovermögen von Per-
sonen betrachten, das sich aus dem Haushaltsnetto-
vermögen ermitteln lässt.4

Bei unserer Frage richtet sich das Augenmerk vor 
allem auf die Randbereiche der Verteilungen und auf 
deren Veränderungen im Zeitablauf. Da es sich bei den 
beiden einkommensbezogenen Grenzen um relative 
Grenzen handelt, ist es nicht sinnvoll, die Leitfrage auf 
absolute, nominelle oder reale Größen zu beziehen. 
Vielmehr geht es um Relationen. 

DIE ENTWICKLUNG DER 
MINDESTSICHERUNGSQUOTE 

Setzt man die Empfänger aller Mindestsicherungsleis-
tungen ins Verhältnis zur gesamten Bevölkerung, so 
erhält man die Mindestsicherungsquote. Sie gibt an, 
wie groß der Bevölkerungsanteil ist, der auf dem 
Niveau des soziokulturellen Existenzminimums leben 
muss. Diese Quote zeigt von 2006 mit 9,8% bis 2012 
einen leicht fallenden Verlauf. Anschließend ist wie-
der ein Anstieg auf 9,7% zu beobachten.5 Dabei zeigen 
sich auch Strukturverschiebungen. Während der 
Anteil der Bezieher von Arbeitslosengeld II an der 
Bevölkerung im Gefolge der guten Konjunktur zurück-
ging, nahmen die Anteile der Bezieher von Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung und 
von Asylbewerberleistungen zu. Da die Anspruchs-
grenzen dynamisiert sind, kann man nicht davon spre-

2 Eine Ausnahme bilden Vermögensangaben, die im Rahmen des 
Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) bei den tatsächlichen Eigentü-
mern erhoben werden.
3 Unter dem Nettoäquivalenzeinkommen von Personen versteht 
man ein gewichtetes Pro-Kopf-Nettoeinkommen, das sich aus dem 
Haushaltsnettoeinkommen unter Verwendung einer Äquivalenz-
skala errechnet. Dabei erhält der erste Erwachsene im Haushalt ein 
Gewicht von 1,0, weitere Haushaltsmitglieder über 13 Jahre jeweils 
Gewichte von 0,5 und jüngere Kinder jeweils Gewichte von 0,3. Die 
Verwendung einer Äquivalenzskala mit unter 1,0 liegenden Gewich-
ten für weitere Haushaltsmitglieder wird mit den Einsparungen beim 
gemeinsamen Wirtschaften im Haushalt und mit den geringeren 
Bedarfen von Kindern begründet.
4 Das Haushaltsnettovermögen ergibt sich aus der Summe aller 
Bruttovermögen der Haushaltsmitglieder abzüglich aller Schulden.
5 Download: www.amtliche-sozialberichterstattung.de.
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chen, dass die Armen (im Sinn der 
Bezieher von Grundsicherungs-
leistungen) wesentlich zugenom-
men hätten; ihr Anteil ist sogar 
geringfügig gesunken. Das un-
terste Auffangnetz hat also gehal-
ten. Eine andere Frage ist aller-
dings, ob das Grundsicherungsni-
veau eine ausreichende Höhe 
aufweist. 

DIE ENTWICKLUNG DER 
ARMUTSRISIKOQUOTEN

Die Armutsrisikoschwelle für einen 
Alleinstehenden liegt je nach 
Bezugsjahr und nach Datenquelle zwischen 942 Euro 
und 1 189 Euro pro Monat.6 Die Entwicklung der Armuts-
risikoquote, wie sie sich aus verschiedenen Datenquel-
len ergibt, ist in der Abbildung 1 dargestellt. Im Gegen-
satz zur Mindestsicherungsquote ist hierbei von 1998 
bis 2015 ein deutlicher trendmäßiger Anstieg zu erken-
nen. Auch wenn es kleine Unterschiede im Niveau der 
Armutsrisikoquoten zwischen den Datenquellen gibt, 
so ist der Trend doch eindeutig.

Zwischen 15,5% und 16,5% der Bevölkerung sind 
gegenwärtig vom Einkommensarmutsrisiko betroffen. 
Bezieht man die Eingangsthese auf die Gruppe der 
vom Armutsrisiko Betroffenen, so kann man also fest-
stellen, dass sie seit der Jahrtausendwende größer 
geworden ist und nunmehr etwa ein Sechstel der 
Bevölkerung umfasst. Genauso wie bei den Mindest-
leistungsbeziehern heißt dies allerdings nicht, dass 
immer dieselben Personen unter den jeweiligen Gren-
zen verharren. Vielmehr gibt es ständig Aufstiege und 
Abstiege, so dass der Anteil der dauerhaft Betroffenen 
weit geringer ist. 

6 Je nachdem, ob der Wert des eigengenutzten Wohneigentums 
zum Einkommen gezählt wird oder nicht, liegt die Grenze höher oder 
niedriger.

DIE VERTEILUNG DER NETTOÄQUIVALENZ- 
EINKOMMEN

Auch die Verteilung der Nettoäquivalenzeinkommen ist 
seit der Mitte der 1990er Jahre deutlich ungleicher 
geworden. Alle vorhandenen Datenquellen ergeben ein 
ähnliches Bild. 

Besonders anschaulich ist eine Dezilsdarstellung, 
die angibt, wie hoch der Anteil jeweils eines Zehntels 
der Bevölkerung an einer Gesamtgröße (Summe der 
Nettoäquivalenzeinkommen bzw. der Nettovermögen) 
ist. Völlige Gleichverteilung würde herrschen, wenn 
jeweils ein Zehntel der Bevölkerung auch ein Zehntel 
des gesamten Einkommens bzw. Vermögens besäße. 
Aus Tabelle 1 kann man diese Verteilungen für mehrere 
Stichjahre ersehen. Man erkennt, dass die Anteile der 
unteren fünf Dezile am Nettoäquivalenz einkommen 
von 1993 bis 2013 von 31,5% auf 30,2% ab genommen 
haben, während die Anteile der oberen Bevölkerungs-
hälfte von 68,4% auf 69,9%7 angestiegen sind. Wenn 
man unterstes und obersten Dezil vergleicht, wird die 
Veränderung noch deutlicher. Das Verhältnis hat sich 
von 1:5,46 auf 1:6,33 verschlechtert. Im Hinblick auf 
die Verteilung der Nettoäquivalenzeinkommen und 

7 Differenzen in den Summen durch Rundungen.
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Tab. 1 

 
 
 
Dezilsverteilungen des Nettoäquivalenzeinkommens und des Pro-Kopf-Nettovermögens 

Dezile Anteile des Nettoäquivalenzeinkommens in % Anteile des Pro-Kopf-Nettovermögensa) 
in % 

1993 1998 2003 2008 2013 2002 2007 2012 
1. Dezil 4,1 4,0 3,9 3,6 3,6 – 1,2 – 1,3 – 1,4 
2. Dezil 5,5 5,5 5,5 5,1 5,0 0,0 0,0 0,0 
3. Dezil 6,4 6,5 6,6 6,3 6,2 0,2 0,2 0,2 
4. Dezil 7,3 7,4 7,5 7,3 7,2 0,9 0,8 0,9 
5. Dezil 8,2 8,3 8,4 8,3 8,2 2,3 2,1 2,3 
6. Dezil 9,2 9,3 9,4 9,3 9,3 4,8 4,1 4,5 
7. Dezil 10,4 10,4 10,5 10,5 10,6 7,8 7,0 7,6 
8. Dezil 12,0 11,9 12,0 12,1 12,3 12,1 11,2 12,1 
9. Dezil 14,4 14,3 14,3 14,7 14,9 19,2 18,1 18,5 

10. Dezil 22,4 22,4 21,9 22,8 22,8 53,8 57,9 55,4 
a) Ohne Gebrauchsvermögen. Die Datenquellen unterschätzen generell den Anteil des obersten 1 %. 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Open Data, sowie Becker und Hauser (2003, Tab.5.5b) auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
(Einkommen) und des Sozio-oekonomischen Panels (Pro-Kopf-Nettovermögen: Berechnungen von M. Grabka). 
 
 
 

Tab. 1
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den Zeitraum von 1993 bis 2013 trifft also die Eingangs-
these ebenfalls zu.

DIE ENTWICKLUNG DER VERTEILUNG DER 
NETTOVERMÖGEN PRO KOPF

Der Kenntnisstand über die Höhe und Verteilung der 
privaten Vermögen ist weit geringer als über die Vertei-
lung der Einkommen. Dabei ist Vermögen ein gesell-
schaftliches Strukturmerkmal, dessen Bedeutung 
kaum überschätzt werden kann, wenn man an die ver-
schiedenen Funktionen denkt, die Vermögen erfüllt 
und die umso gewichtiger werden, je mehr man davon 
besitzt und vererbt. Man kann folgende Funktionen 
unterscheiden: Vermögen dient der Eigennutzung, der 
Erzielung von Einkommen, der Absicherung gegen 
Wechselfälle des Lebens, der Positionierung der Kin-
der, der Übertragung und Vererbung, der Ausübung 
einer selbständigen und unternehmerischen Tätigkeit, 
der Ausübung von Macht und politischem Einfluss. 
Unternehmensvermögen berechtigt auch zur Aus-
übung von Direktionsmacht der Eigentümer oder 
Manager auf unselbständig Beschäftigte. 

Vermögen muss im Haushaltszusammenhang 
betrachtet werden; denn auch Kinder profitieren vom 
Nettovermögen des Haushalts, selbst wenn sie noch 
kein eigenes Vermögen besitzen. Es kommt also nicht 
auf den juristischen Eigentümer an. Andererseits muss 
man durch die Umrechnung auf Pro-Kopf-Nettovermö-
gen die Haushaltsgröße berücksichtigen. 

Gilt die Eingangsthese auch für die Verteilung der 
Nettovermögen? Der rechte Block der Tabelle 1 gibt 
einen Einblick in die Entwicklung von 2002 bis 2012. 
Zunächst kann man feststellen, dass die Verteilung des 
Nettovermögens wesentlich ungleichmäßiger ist als 
die Verteilung der Einkommen. Beim untersten Dezil 
hat sich die Verschuldung – vor allem aufgrund von 
Konsumentenkrediten – etwas vergrößert. Der mini-
male Anteil vom 2,0 % des gesamten Nettovermögens, 
der 2012 auf die untere Hälfte der Bevölkerung entfiel, 
ist seit 2002 in etwa konstant geblieben und damit auch 
der Anteil der oberen Hälfte der Bevölkerung; aber der 
Anteil des obersten Dezils hat sich zu Lasten der darun-
ter liegenden Dezile deutlich vergrößert. Auch in Bezug 
auf die Verteilung des Pro-Kopf-Nettovermögens trifft 
also die Eingangsthese zu. Auch andere Verteilungs-
maße, die hier nicht weiter erläutert werden können, 
kommen zum gleichen Ergebnis.

ABSCHLIESSENDE BEMERKUNGEN

Eine Zunahme der Ungleichheit zeigt sich in vielen 
hochentwickelten Ländern (OECD 2015) und auch im 
Durchschnitt der EU-Länder, wenn auch die deutsche 
Armutsrisikoquote noch etwas unter dem EU-Durch-
schnitt liegt (vgl. Deckl 2013). Als eine der Ursachen 
wurde eine Spreizung der Lohnstruktur identifiziert, 
die als eine Folge des Technischen Fortschritts und der 
Globalisierung gilt. Da keine Umkehr dieser Trends 

abzusehen ist, ergeben sich daraus neue Aufgaben für 
eine die Ungleichheit reduzierende Sozialpolitik.
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Stefan Sell*
Vom Streit über »echte« 
oder »vermeintliche« Armut 
zur Ungleichheit als sozial
politisches und ökonomisches 
Problem

Vor kurzem hat die Bundesregierung nach längeren 
Geburtswehen und damit verbundenen Schönheits-
korrekturen am Berichtsembryo vor der Freigabe ihren 
nunmehr 5. Armuts- und Reichtumsbericht veröffent-
licht. Und sofort begann die gleiche Diskussion, die 
man auch immer beobachten kann, wenn der Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband seinen Armutsbericht veröf-
fentlicht. Das war in diesem Jahr kurz vor dem Bericht 
der Bundesregierung, der nur alle vier Jahre erstellt 
wird (vgl. Der Paritätische Gesamtverband 2017).

Und wieder mussten wir Zeugen einer fast schon 
ritualisierten Form der (Nicht-)Auseinandersetzung mit 
dem Armutsthema werden. Während Ulrich Schneider 
vom Paritätischen Wohlfahrtsverband bei der Präsen-
tation des neuen Berichts (mit Zahlen, die sich auf 2015 
beziehen) bekannt deutliche Worte fand (»Die Armut 
in Deutschland ist auf einen neuen Höchststand von 
15,7% angestiegen«), setzte gleichzeitig das Gegen-
feuer der Kritiker an dieser Form der Armutsbericht-
erstattung ein. Hier nur einige Beispiele: »Armutsbe-
richt ist politische Marktschreierei«, kommentiert Dag-
mar Pepping vom NDR, nicht nur semantisch der abfäl-
ligen Einordnung von Heike Göbel in der FAZ folgend, 
die ihren Kommentar unter die Überschrift »Markt-
schreier der Armut« gestellt hat. Von einer »Stunde der 
Lobbyisten« spricht der Merkur-Chefredakteur Georg 
Anastasiadis und meint damit nicht etwa Lobbyisten 
der Waffenindustrie oder der Versicherungswirtschaft, 
die ihre Produkte verticken wollen, sondern er beklagt 
»die gelungene Lobbyarbeit der Sozialindustrie«. Und 
selbst das sozialdemokratisch geführte Bundesar-
beitsministerium meldet sich so zu Wort: »Nahles-Mi-
nisterium zweifelt Armutsbericht an«. »Die Fokussie-
rung auf die Armutsrisikoquote ist verkürzt«, verkün-
det das Ministerium. »Andere Indikatoren, wie zum 
Beispiel die Anzahl der Langzeitarbeitslosen oder die 
Quote der erheblichen materiellen Deprivation, wei-
sen eine andere Richtung auf.« Ein Merkmal durchzieht 
so gut wie alle Texte der Kritiker – die Messung von 
»Armut« entsprechend dem relativen Armutsbegriff 
an einem Schwellenwert von 60% des Medianeinkom-
mens sei »Humbug« oder »einfach nur skurril«, wie bei-
spielsweise Daniel Eckert in seinem Kommentar »Diese 
Armutsrechnung ist einfach nur skurril« behauptet. 

Da geht einiges munter durcheinander. An dieser 
Stelle kann nur darauf hingewiesen werden, dass die 

auch von einigen Ökonomen immer wieder gerne 
zitierte angebliche Fragwürdigkeit der Messung des 
Einkommensarmutsrisikos im Sinne einer relativen 
Armutsgefährdungsquote nicht einem Konzept irgend-
welcher Ideologen entspringt, sondern die Orientie-
rung an den Einkommen unterhalb einer Schwelle von 
60% des Medians in einem Land eine internationale 
Konvention ist, auf die man sich aus guten Gründen vor 
Jahrzehnten verständigt hat. Und auch die angeblich 
methodische Infragestellung dessen, was da gemessen 
wird, hält einer genauen Prüfung nicht stand.1

Gerade vor dem Hintergrund der guten Arbeits-
marktentwicklung ist weniger die Frage der Einkom-
mensarmutsrisikoquote zu einem bestimmten Zeit-
punkt von besonderem Interesse, sondern zum einen 
die Tatsache, dass sie über alle Personengruppe auf 
hohem Niveau stagniert (anders ausgedrückt: wenn 
die Arbeitsmarktintegration an sich der entscheidende 
Faktor für einen Abbau der Armut wäre, dann hätte es 
hier mehr Bewegung nach unten geben müssen). Zum 
anderen muss man sehen, dass wie so oft bei Durch-
schnittswerten auffällige Entwicklungen in bestimm-
ten Teilgruppen eher überdeckt werden. Hinsichtlich 
der offiziellen Zahlen2 für 2015 muss man festhalten: 
Bei allen bekannten Risikogruppen habe das Armuts-
risiko im Vergleich zum Vorjahr noch einmal zugenom-
men: Bei Erwerbslosen auf 59%, bei Alleinerziehenden 
auf 44%, bei kinderreichen Familien auf 25%, bei Men-
schen mit niedrigem Qualifikationsniveau auf 32% und 
bei Ausländern auf 34%. Alarmierend sei im Zehn-Jah-
res-Vergleich insbesondere die Armutsrisikoentwick-
lung bei Rentnerinnen und Rentnern. Ihre Armutsri-
sikoquote stieg zwischen 2005 und 2015 von 10,7 auf 
15,9% und damit um 49%.3 Wir sollten an dieser Stelle 
anmerken, dass das ceteris paribus erst der Anfang 
einer in Zukunft deutlich zunehmenden Altersarmuts-
entwicklung sein wird bzw. muss, denn die vielen Men-
schen mit fragmentierten Erwerbsbiographien und die 
vielen, die seit Mitte der 1990er Jahren im großen Nied-
riglohnsektor unterwegs sind, kommen erst noch alle 
in den Rentenbezug.4

Eine beliebte Kritik in der Armutsdiskussion ist der 
»Vorwurf«, mit den vorgetragenen Armutsrisikoquoten 
werde gar nicht Armut gemessen, sondern »nur« 

1 Vgl. dazu aus der neueren Literatur die hervorragende Analyse 
von Becker (2017) sowie zusammenfassend Arbeitskreis Armutsfor-
schung (2017).
2 Auch der Paritätische Wohlfahrtsverband bedient sich der Daten 
aus der amtlichen Sozialberichterstattung: www.amtliche-sozialbe-
richterstattung.de.
3 An dieser Stelle sei nur darauf hingewiesen, dass in der politi-
schen Debatte und auch von Seiten vieler Ökonomen beim Thema 
Altersarmut immer auf den Bezug von Grundsicherung im Alter 
nach SGB XII hingewiesen wird. Und da seien die Bezugsquoten mit 
etwas mehr als 3% der Älteren doch sehr niedrig. Aus der Forschung 
wissen wir aber, dass die Zahl der Älteren, die eigentlich Anspruch 
auf Grundsicherungsleistungen haben, diese aber nicht in Anspruch 
nehmen, immer noch sehr hoch ist. Vgl. zur Problematik der »Dun-
kelziffer« ausführlicher Becker (2007).
4 Dass das c.p. so sicher ist wie das Amen in der Kirche, entspringt 
der Mechanik der Rentenformel und der Tatsache, dass die unteren 
Einkommensgruppen im Alter im Wesentlichen auf die Bezüge aus 
der Gesetzlichen Rentenversicherung angewiesen sind, da bei ihnen 
sowohl private wie auch betriebliche Alterssicherungsquellen kaum 
vorhanden sind (vgl. ausführlicher Sell 2017).

Stefan Sell

* Prof. Dr. Stefan Sell lehrt Volkswirtschaftslehre, Sozialpolitik 
und Sozialwissenschaften an der Hochschule Koblenz, Campus 
Remagen.
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Ungleichheit. Dahinter steckt vordergründig die Absicht 
zu suggerieren, bei uns gäbe es eigentlich keine 
»Armut«, was angesichts der Lebensrealität von Millio-
nen Betroffenen eine steile These ist. Aber wenn man 
sich auf dieses Argument einlässt, dann stößt man 
sowohl sozialpolitisch wie auch ökonomisch auf die 
eigentliche Herausforderung, die weit über die Armuts-
diskussion im engeren Sinne hinausreicht. Der hier ent-
scheidende Punkt: Armut im engeren Sinne in ein Teil-
bereich der Ungleichheitsstrukturen insgesamt und 
sollte innerhalb dieser auch so behandelt werden (vgl. 
Sell 2015).

Anders ausgedrückt und hier als These voran-
gestellt: Die Fokussierung auf die 10 bis 15% einkom-
mensarmer Menschen nach der offiziellen Abgrenzung 
ist eine letztendlich kontraproduktive Verengung im 
Sinne der eigentlich zu führenden Diskussion über die 
Tatsache, dass wir offensichtlich mit einer Polarisie-
rung nach dem »60-40«-Muster konfrontiert sind, also 
60% der Menschen geht es besser, sie erfahren Einkom-
menszuwächse und profitieren auch von der arbeits-
marktbedingt besseren Lohnentwicklung, aber 40% 
werden abgehängt und haben heute weniger zur Ver-
fügung als noch vor zehn oder 20 Jahren, obgleich viele 
von ihnen voll in den Arbeitsmarkt integriert sind. Es 
geht dann nicht »nur« um Hartz-IV-Empfänger, sondern 
um Millionen Arbeitnehmer, die unsere Gesellschaft am 
Laufen halten.

Die verfügbaren Einkommen der privaten Haus-
halte in Deutschland sind von 1991 bis 2014 real, also 
unter Berücksichtigung der Preisentwicklung, um 12% 
gestiegen. Das hört sich gut an. Wie immer sollte man 
aber genauer hinschauen, vor allem, wenn mit Durch-
schnitten gearbeitet wird. Das hat das Deutsche Insti-
tut für Wirtschaftsforschung (DIW) gemacht und her-
ausgekommen ist dieser Befund: Zum einen war der 
Anstieg der verfügbaren Haushaltseinkommen deut-
lich geringer als der Zuwachs des Bruttoinlandspro-
dukts in diesem Zeitraum, das real um 22% zugelegt 
hat. »Die Entwicklung verlief jedoch je nach Einkom-
mensgruppe sehr unterschiedlich: Während die mitt-
leren Einkommen um mehr als 8% stiegen, legten die 
höchsten Einkommen um bis zu 26% zu. Die unteren 
Einkommen gingen hingegen real zurück«, so Markus 
M. Grabka und Jan Goebel (2017).

Die ärmsten 10% der Haushalte mussten in den 
untersuchten Jahren von 1991 bis 2014 einen Einkom-
mensverlust von 8% hinnehmen. Dabei ergaben sich 
auch erste Anzeichen für eine wieder steigende Ein-
kommensungleichheit. Diese war zunächst zwischen 
1991 und 2005 gestiegen und stagnierte in den Jahren 
2005 bis 2013 auf diesem Niveau. Erwerbstätigkeit 
schützt zwar nach wie vor am effektivsten gegen Ein-
kommensarmut, allerdings sind auch immer mehr 
erwerbstätige Personen armutsgefährdet, so ein wei-
terer Befund aus der Studie.

Es tut sich was beim Thema Ungleichheit, auch 
im wissenschaftlichen Diskurs. Eine Menge im Ver-
gleich zu den vergangenen Jahren, in denen die Mar-

ginalisierung des Themenfeldes innerhalb der Volks-
wirtschaftslehre in Deutschland durchaus erfolgreich 
gewirkt hat. Das Außenseiter- oder »linke« Thema 
erfährt in diesen Tagen eine enorme Resonanz. Offen-
sichtlich sind selbst die (Mainstream-)Ökonomenrei-
hen nicht mehr fest geschlossen. Da wäre nicht nur der 
Präsident des DIW Berlin, Marcel Fratzscher, zu nen-
nen, der 2016 ein Buch unter dem in Ökonomenkreisen 
fast schon revolutionär daherkommenden Titel »Ver-
teilungskampf. Warum Deutschland immer ungleicher 
wird« veröffentlicht hat (was bislang immer vehement 
bestritten wurde). Bereits 2015 meldete sich der Wirt-
schaftsnobelpreisträger Joseph Stiglitz mit dem Buch 
»Reich und Arm. Die wachsende Ungleichheit in unse-
rer Gesellschaft« zu Wort. Und es braucht sicher nicht 
mehr ausführlich begründet werden, warum Thomas 
Piketty mit seinem 2014 veröffentlichten und durchaus 
umstrittenen Werk »Das Kapital des 21. Jahrhunderts« 
hier angeführt werden muss, wenn es um eine explizit 
ökonomische Kritik an der Ungleichheit geht.

Wenn wir den Blick von der Unsinnigkeit eines 
anscheinend (wieder) in Richtung auf irgendeine »abso-
lute« Armutsdefinition zielenden Diskurses über die 
letztendlich »defensive« Verteidigung gesetzter rela-
tiver Einkommensschwellenwerte zur Bestimmung von 
Armut und Armutsgefährdung hin zu einer kritischen 
Betrachtung der Ökonomie der Ungleichheit weiten, 
dann zeigen viele neuere Studien, dass Ungleichheit 
auch und gerade nach den Kriterien und Bezugssys-
temen der »etablierten« Wirtschaftswissenschaft zu-
nehmend negativ gesehen wird. Und dies eben nicht 
nur hinsichtlich der individuellen Verwüstungen, die 
eine ausgeprägte und wachsende Ungleichheit inner-
halb einer Gesellschaft anrichten, sondern gerade 
volkswirtschaftlich im Sinne einer negativen Ungleich-
heitsbilanz bei Parametern wie Wirtschaftswachstum, 
Innovationen usw.

Natürlich gibt es eine verteilungskritische For-
schung innerhalb der deutschen Wirtschaftswissen-
schaften schon lange, aber sie war in den vergangenen 
Jahren ziemlich marginalisiert.5 

Bemerkenswert ist, dass eine explizit ökonomi-
sche Kritik an der Ungleichheit, vor allem an der weiter 
zunehmenden Ungleichheit, auch und immer öfter aus 
Institutionen kommt, denen man nun in keinerlei Hin-
sicht das Etikett »linke« Ökonomen oder Abweichler 
von der herrschenden Meinung hinsichtlich ihrer volks-
5 Stellvertretend für diese Linie muss die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik genannt werden, die jedes Jahr ihr Memoran-
dum, eine Art Gegengutachten zu dem Jahresgutachten der fünf 
Wirtschaftsweisen, veröffentlicht. Auch im Memorandum 2015 
konnte man in der Kurzfassung unter der Überschrift »Das Dilemma 
der ungleichen Verteilung« lesen: »Der Schlüssel für eine andere 
wirtschaftliche Entwicklung liegt (neben der Re-Regulierung der 
Finanzmärkte) in der Verteilung von Einkommen und Vermögen. Die 
Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik weist seit vielen Jahren 
auf den eigentlich trivialen Zusammenhang hin: Ohne eine Steige-
rung der Masseneinkommen (Löhne und Transferleistungen) gibt es 
keine Ausweitung der privaten Konsumausgaben. Ohne eine bessere 
Finanzausstattung des Staates werden die öffentlichen Investitionen 
nicht erhöht. Ohne eine stärkere Nachfrage werden auch die priva-
ten Investitionen nicht gesteigert. Lange Zeit war die Arbeitsgruppe 
Alternative Wirtschaftspolitik damit die einsame und wenig beachte-
te Ruferin in der Wüste.«
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wirtschaftlichen Analysen aufkleben kann: Gemeint 
sind hier die OECD, der Internationale Währungsfonds 
und die Weltbank.

Von Bedeutung sind die Studien der OECD zum 
Thema Ungleichheit, die nicht nur umfangreiche Analy-
sen vorgelegt, sondern auch explizit wirtschafts- und 
sozialpolitische Schlussfolgerungen gezogen haben. 
Bereits 2008 (Growing Unequal? Income Distribution 
and Poverty in OECD Countries) und 2011 (Divided We 
Stand. Why Inequality Keeps Rising) hatte die OECD 
zwei umfangreiche Studien über die zunehmende 
Ungleichheitsentwicklung in den OECD-Staaten veröf-
fentlicht. 2015 folgte eine weitere und überaus hilfrei-
che Studie unter dem Titel »In It Together. Why Less Ine-
quality Benefits All«, in der materialreich nachgewie-
sen wird, warum es aus einer explizit ökonomischen 
Perspektive sehr sinvoll ist, sich in das Lager der 
Un gleichheitskritiker und derjenigen, die durch wirt-
schafts- und sozialpolitische Maßnahmen eine Umsteu-
erung anstreben, zu schlagen.6

Die beiden entscheidenden Punkte in der Studie 
aus dem Jahr 2015: Die OECD weist zum einen darauf 
hin, dass gesicherte empirische Evidenz dafür vorliegt, 
dass die mittlerweile gegebenen Ungleichheitsstruktu-
ren erheblich negative Effekte auf das langfristige Wirt-
schaftswachstum haben. Und zum anderen kann die 
OECD zeigen, dass es sinnvoll ist, sich nicht wie bislang 
zu fokussieren auf die untersten 10% einer Gesell-
schaft, also auf die Ärmsten der Armen, sondern der 
festgestellte größte Einflussfaktor auf die negativen 
Effekte von Ungleichheit auf das Wachstum ist die 
zunehmende Lücke zwischen »lower income house-
holds« und dem Rest der Bevölkerung – wobei mit 
»Niedrigeinkommenshaushalten« die unteren 40% 
gemeint sind. Gerade für Deutschland besonders 
bedeutsam ist dann diese Schlussfolgerung: »Counte-
ring the negative effect of inequality on growth is thus 
not just about tackling poverty but about addressing 
low incomes more broadly.«7

Dies ist eine Aufgabe, die sich gerade in Deutsch-
land stellt – denn viele Menschen in den unteren 40% 
haben in den vergangenen Jahren eine erhebliche Ver-
schlechterung beispielsweise der Arbeitsbedingungen, 
zu denen auch die Löhne gehören, erleben müssen. 
Gleichzeitig sind sie Arbeitslosigkeit wie auch den Kos-
tensteigerungen beispielsweise bei Mieten und Strom 
wesentlich härter ausgesetzt als die oberen 60%. In 
6 Vgl. OECD (2015). Gestützt wird die OECD-Argumentation auch 
aus den Reihen des Internationalen Währungsfonds (IWF). Bereits 
2014 wurde dort eine wichtige und überaus deutliche Studie veröf-
fentlicht (Ostry, Berg und Tsangarides 2014). Aus dem IWF interes-
sant auch die Studie von Dabla-Norris et al. (2015).
7 In die gleiche Richtung geht auch diese Studie aus dem DIW von 
Albig et al. (2017): »Das Wachstum der deutschen Wirtschaft wäre 
seit der Wiedervereinigung kumuliert um rund 2 Prozentpunkte 
höher gewesen, wenn die Einkommensungleichheit konstant ge-
blieben wäre ... Das reale Bruttoinlandsprodukt hätte im Jahr 2015 
gut 40 Mrd. Euro über seinem tatsächlichen Wert gelegen. Vor allem 
die private Konsumnachfrage, aber auch Investitionen und Exporte, 
wären stärker gestiegen, wenn die Ungleichheit – hier gemessen 
am Gini-Koeffizienten der Nettohaushaltseinkommen – auf ihrem 
Stand des Jahres 1991 geblieben wäre. Gleichzeitig hätte der Au-
ßenhandelssaldo nicht so stark zugenommen; er hat den Effekt der 
Ungleichheit auf das Bruttoinlandsprodukt abgemildert.«

diese Gruppe der 40% fallen eben nicht nur die 
Hartz-IV-Empfänger, sondern zugespitzt formuliert die 
»wahren« Leistungsträger, die viele Unternehmen und 
Dienstleistungen am Laufen halten.

Bei den wirtschafts- und sozialpolitischen Schluss-
folgerungen der OECD fällt auf, dass darauf hingewie-
sen wird, dass es nicht ausreicht, so viel Erwerbsarbeit 
wie nur möglich zu schaffen, egal, wie sie ausgestaltet 
ist. Die OECD-Ökonomen plädieren für eine Beschäfti-
gungsförderung in Verbindung mit einer Ausrichtung 
auf Jobs guter Qualität. Die vielen Jobs schlechter Qua-
lität, von denen wir gerade in Deutschland ein Lied sin-
gen können, haben nach den vorliegenden Analysen in 
vielen Ländern, auch bei uns, dazu beigetragen, dass 
die Ungleichheit zugenommen hat und weiter anstei-
gen wird, wenn sich nichts ändert. Und auch hinsicht-
lich der Gestaltung des Steuer-Transfer-Systems für 
eine effiziente Umverteilung streuen die OECD-Ökono-
men Salz auf die Wunden vieler Umverteilungs gegner: 
Die OECD fordert, dass die Progression im Steuersys-
tem wieder ausgebaut wird, sie plädiert für eine Erhö-
hung der Einkommenshilfen für untere Einkommens-
gruppen und betont die antizyklische Ausgestaltung 
der Sozialausgaben, was bedeuten würde, sie in Krisen 
gerade nicht zu kürzen. Alles Teufelszeug für viele, die 
sich ansonsten immer auf »die« Ökonomen berufen.

Und auch andere Institutionen sehen die Baustel-
len in Deutschland. Die Europäische Kommission (2017) 
hält der Bundesregierung schwere Versäumnisse bei 
der Bekämpfung der sozialen Not in Deutschland vor. 
Das kann man einem in der hiesigen Debatte nur wenig 
rezipierten neuen Bericht der EU-Kommission entneh-
men. Wörtlich schreibt die Brüsseler Behörde in ihrem 
aktuellen Länderbericht: »Im Zeitraum 2008 bis 2014 
hat die deutsche Politik im hohem Maße zur Vergröße-
rung der Armut beigetragen.« Die Kommission argu-
mentiert, dass bedarfsabhängige Leistungen real und 
im Verhältnis zur Einkommensentwicklung gesunken 
sind. 

»Bedingt durch ungünstige Entwicklungen am 
Arbeitsmarkt und das zunehmende Gewicht von 
Kapitaleinkünften im Vergleich zu Arbeitseinkom-
men wuchs die anhand des S80/S20-Indikators8 
bestimmte Einkommensungleichverteilung bis 2007 
auf 4,8 an. 2012 ging sie auf 4,3 zurück und stieg 2014 
erneut auf 5,1. Wenngleich sie nach wie vor knapp 
unter dem EU-Durchschnitt liegt, war dies doch der 
höchste jemals erfasste Wert. Das gleiche Muster gilt 
auch für den GINI-Index« (EU-Kommission 2017, S. 7). 
Und die Kommission schaut auch kritisch auf die 
Umverteilungspolitik:

»Auch haben die Umverteilungsmaßnahmen, die 
Ungleichverteilung und Armut entgegenwirken sollen, 
an Wirksamkeit eingebüßt. Im Zeitraum 2008–2014 hat 
die deutsche Politik in hohem Maße zur Vergrößerung 
8 Der S80/S20-Indikator – oder Einkommensquintilverhältnis – 
misst das verfügbare Äquivalenzeinkommen der reichsten 20% 
der Haushalte im Verhältnis zu den ärmsten 20%. 2015 lag der EU- 
Durchschnitt bei 5,2, d.h., das Einkommen des reichsten Fünftels der 
Haushalte lag 5,2-fach über dem Einkommen des ärmsten Fünftels.
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der Armut beigetragen, was auf die Tatsache zurückzu-
führen ist, dass die bedarfsabhängigen Leistungen real 
und im Verhältnis zur Einkommens entwicklung gesun-
ken sind ... Eine Reihe früherer Än derungen bei Steuern 
und Sozialabgaben könnten ebenfalls zu einem Teil für 
die nachlassende Wirksamkeit der Umverteilungsmaß-
nahmen verantwortlich sein. Die Abschaffung der Ver-
mögenssteuer im Jahr 1997, die Absenkung des Ein-
kommensteuerspitzensatzes von 53% im Jahr 2000 auf 
42% im Jahr 2004, die pauschale Besteuerung von 
Kapitalerträgen seit 2009 und die Anhebungen der 
Sozialversicherungsbeiträge seit Anfang der 1990er 
Jahre haben dazu beigetragen, den progressiven Cha-
rakter des Steuersystems zu verringern und die Ein-
kommensunterschiede möglicherweise zu erhöhen« 
(EU-Kommission 2017, S. 7).

Aus diesen und anderen Ausführungen wird deut-
lich, wo die eigentliche Herausforderung der Ungleich-
heitsentwicklung liegt: Ob und wie viel man durch eine 
mehrdimensional angelegte Umverteilungspolitik 
davon korrigieren kann und vor allem will. Dass aber 
die beobachtbare Ungleichheitsentwicklung nicht nur 
sozialpolitische Verwerfungen verursacht, sondern 
auch aus einer volkswirtschaftlichen Perspektive fun-
diert kritisiert werden muss, darauf deuten die hier 
skizzierten neueren Arbeiten eindeutig hin.
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Judith Niehues* und 
Christoph Schröder**
Arme ärmer, Reiche reicher? 
– Auf die Perspektive kommt 
es an

Werden die Armen immer ärmer und die Reichen immer 
reicher? Nach der Wahrnehmung eines Großteils der 
deutschen Bevölkerung trifft diese Behauptung in 
jedem Fall zu: 2013 gaben in einer internationalen 
Umfrage des US-amerikanischen Pew Research Center 
88% der Deutschen an, dass sich die Schere zwischen 
Arm und Reich in den vergangenen fünf Jahren hierzu-
lande geöffnet habe. Bei einem Blick auf die empiri-
schen Befunde fällt das Urteil differenzierter aus. Zwar 
liegt die gesellschaftliche Ungleichheit höher als noch 
in den 1990er Jahren, im letzten Jahrzehnt haben sich 
die Einkommen aber nicht weiter auseinanderentwi-
ckelt. Dies spricht nicht nur gegen die bekundete Wahr-
nehmung, sondern auch gegen die weit verbreitete Ver-
mutung, die Agenda 2010 und insbesondere die Einfüh-
rung von Hartz IV seien ursächlich für den Ungleich-
heitsanstieg. Überdies zeigen Armutsmaße, die die 
Lebensverhältnisse auch in ihrer Vielfalt abbilden und 
nicht nur einkommensbasiert sind, in den letzten Jah-
ren rückläufige Tendenzen. 

REALLOHNENTWICKLUNG: GEHEN DIE UNTEREN 
LOHNGRUPPEN LEER AUS?

Folgt man der Rezeption des kürzlich von der Bundes-
regierung veröffentlichten 5. Armuts- und Reichtums-
berichts (ARB) in den öffentlichen und medialen Debat-
ten, scheinen die empirischen Daten die Wahrnehmung 
zunächst zu bestätigen. Denn hier steht vor allem der 
Befund im Vordergrund, dass sich im Zeitraum 1995 bis 
2015 die realen Bruttostundenlöhne der unteren 40% 
der abhängig Beschäftigten rückläufig entwickelten. 
Hinter diesem scheinbar skandalträchtigen Befund 
verbirgt sich aber vor allem eine positive Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt. Denn durch den starken Beschäf-
tigungszuwachs der vergangenen Jahre hat sich die 
Zusammensetzung der Beschäftigten stark verändert 
– bei den abhängig Beschäftigten 2015 handelt es sich 
keineswegs um die gleiche Personengruppe wie noch 
in den 1990er Jahren. Dass ehemals Arbeitslose in der 
Tendenz eher am unteren Rand der Lohnverteilung in 
den Arbeitsmarkt einsteigen, ist wenig überraschend. 
In der Folge verharren sie jedoch keineswegs auf dem 
niedrigen Lohnniveau. So konnten die unteren Lohn-
gruppen zwischen 2010 und 2015 – also nachdem der 
* Dr. Judith Niehues ist Leiterin der Forschungsgruppe Mikrodaten 
beim Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V.
** Christoph Schröder ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im Kompe-
tenzfeld Tarifpolitik und Arbeitsbeziehungen am Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln e.V.
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Beschäftigungsaufbau schon weit vorangeschritten 
war – relativ zu den oberen Lohngruppen aufschließen. 
Da diese Trendumkehr in der Entwicklung der Lohnun-
gleichheit im aktuellen Berichtszeitraum des ARB 
sowohl auf Basis der Verdienststrukturerhebung durch 
das Statistische Bundesamt (2016) als auch gemäß der 
Integrierten Erwerbsbiographien des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (vgl. Möller 2016) 
bekräftigt wird, überrascht die Fokussierung des 5. ARB 
auf den längerfristigen Befund.

DER BLICK AUF DIE NETTOEINKOMMEN 

Die »unteren 40%« standen bereits vor der Veröffentli-
chung des 5. Armuts- und Reichtumsberichts im Fokus 
der Verteilungsdebatte. Die Daten des Sozio-oekono-
mischen Panels (SOEP) legen nämlich nahe, dass die 
bedarfsgewichteten Nettoeinkommen der ärmsten 
40% in Deutschland seit der Wiedervereinigung kaum 
reale Einkommenszuwächse verbuchen konnten. »Seit 
1999 ist das reale verfügbare Einkommen dieser 40% 
der Bevölkerung sogar zurückgegangen, während die 
realen Einkommen der restlichen 60% der Bevölkerung 
deutlich gestiegen sind (vgl. Grabka und Goebel 2017, 
S. 76).« Im Vergleich zu der vorherigen Betrachtung der 
Lohnungleichheit ist dieser Befund insofern problema-
tischer, als dass er andeutet, dass sich der kräftige 
Beschäftigungszuwachs des vergangenen Jahrzehnts 
keineswegs in einem Anstieg des Realeinkommens der 
unteren Einkommensbereiche der Bevölkerung wider-
gespiegelt habe. Allerdings lohnt auch hier ein zweiter 
Blick. Es ist unbestritten, dass sich die Einkommensun-
gleichheit in Deutschland – wie in vielen anderen Indus-
trienationen auch – zwischen dem Ende der 1990er 
Jahre und etwa 2005 erhöht hat. In diesem Zeitraum 
haben sich die oberen Einkommen relativ stärker ent-
wickelt haben als die unteren und mittleren Einkom-
men. Ab 2005 zeigt sich hingegen eine weitgehend sta-
bile Einkommensverteilung: Lag der Gini-Koeffizient 
der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen im Jahr 
2005 bei 0,29, sank er bis etwa 2010 leicht auf 0,28 und 
liegt im Jahr 2014 wieder bei 0,29 – statistisch signifi-
kant war keine dieser Veränderungen. 

Trotzdem alarmieren und überraschen die Anzei-
chen steigender Ungleichheit gerade am aktuellen 
Rand gleichermaßen, da sich ja nach Überwindung 
der Finanz- und Wirtschaftskrise schnell eine posi-
tive Wirtschaftsentwicklung gezeigt hat. Hier gilt aller-
dings anzumerken, dass die Entwicklung der unteren 
Einkommen im SOEP seit 2010 durch Stichprobenver-
änderungen deutlich nach unten verzerrt sein dürfte. 
So ging beispielsweise der hervorstechende Anstieg 
der Ungleichheit im SOEP zwischen den Jahren 2012 
und 2013 nahezu gänzlich auf eine neu erfasste Migra-
tionsstichprobe zurück. Einhergehend damit zeigt sich 
im SOEP seit 2009 (somit seit der Finanzkrise) eine 
Stagnation des realen Medianeinkommens, während 
der Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes einen 
Anstieg des realen Medianeinkommens von 6,2% für 

Judith Niehues

Christoph Schröder

den gleichen Zeitraum ausweist. Bemerkenswert ist 
darüber hinaus, dass gemäß der SOEP-Daten insbe-
sondere die obersten 10% die niedrigsten Realeinkom-
menszuwächse innerhalb des letzten Jahrzehnts auf-
weisen – die Reichen somit keineswegs reicher gewor-
den sind. 

Allerdings deutet auch die Amtliche Sozialbericht-
erstattung auf Basis des Mikrozensus auf einen Anstieg 
der Armutsgefährdungsquote in den letzten Jahren 
hin. Unter Armutsgefährdung versteht die Europäische 
Kommission relative Einkommensarmut, die gegeben 
ist, wenn eine Person weniger als 60% des medianen 
Einkommens (Einkommen in der Mitte der Einkom-
mensrangliste) zur Verfügung hat. Auch bei diesem 
Indikator ist wiederum die durch die Zuwanderung und 
Flüchtlingsbewegung veränderte Zusammensetzung 
der Bevölkerung zu beachten. Eine Auswertung des 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) auf Basis des Mikrozensus kommt zu dem Schluss, 
dass das Armutsrisiko der Bevölkerung ohne Migrati-
onshintergrund weiter unter dem Durchschnitt der 
Gesamtbevölkerung liegt und sich seit 2011 nicht ver-
ändert hat (vgl. Seils und Höhne 2016, S. 2).

ARMUT: NICHT NUR DAS EINKOMMEN 
ENTSCHEIDET

In der öffentlichen Diskussion wird Armut meist mit 
relativer Einkommensarmut oder Armutsgefährdung 
gleichgesetzt. Dies ist jedoch zu kurz gegriffen. Von 
Armut spricht die Europäische Union, wenn Personen 
»über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mit-
tel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausge-
schlossen sind, die in dem Mitgliedstaat, in dem sie 
leben, als Minimum hinnehmbar ist« (Rat der Europäi-
schen Gemeinschaften 1985, S. 24). Wie hoch die finan-
ziellen Mittel sind, die diesen Lebensstandard sichern, 
lässt sich rein wissenschaftlich nicht ermitteln. Der 
gängige Schwellenwert für Einkommensarmut stellt 
lediglich eine bloße Konvention dar. Ob dieser Wert tat-
sächlich aktuell die Grenze zur Armutsgefährdung dar-
stellt, ist ungewiss. Fraglich ist darüber hinaus, ob die-
ser prozentuale Schwellenwert über die Zeit konstant 
bleibt.

ARMUT ALS MANGEL AN ENTFALTUNGS- 
MÖGLICHKEITEN

Der Nobelpreisträger Amartya Sen definiert Armut und 
Lebensqualität über die individuellen Entfaltungsmög-
lichkeiten (Capability-Ansatz). Hierzu zählt beispiels-
weise der Zugang zu Informationen, die Möglichkeit 
ohne Scham in der Öffentlichkeit auftreten zu können 
oder mobil zu sein. Diese Entfaltungsmöglichkeiten 
sind für sich gesehen absolut, aber je nach kulturellem 
Umfeld an unterschiedliche Ressourcen und Mittel 
geknüpft. So kann der Zugang zu Informationen bei-
spielsweise in früheren Zeiten den Bezug (oder das Mit-
lesen) einer Tageszeitung erforderlich gemacht haben, 
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später vielleicht einen Fernseher und heute vermutlich 
das Internet. Die Mobilität kann durch öffentliche Ver-
kehrsmittel gewährleistet sein, bei lokal schlecht aus-
gebauten Bus- und Bahnnetzen aber auch ein Auto 
erfordern. Damit können auch die finanziellen Mittel, 
die erforderlich sind, um diese Entfaltungsmöglichkei-
ten zu eröffnen, mit der Zeit stark variieren. Auch aus 
dieser Perspektive ist es also unwahrscheinlich, dass 
ein Grenzwert, der sich als konstanter Prozentsatz des 
Medianeinkommens errechnet, über die Zeit die glei-
che Armutsrelevanz hat.

Der alleinige Bezug auf das Einkommen ist nicht 
nur wegen der Unklarheit der Einkommensgrenze pro-
blematisch. Zum einen macht sich der materielle Wohl-
stand nicht nur am Einkommen, sondern auch am Ver-
mögen und daran fest, wie gut man mit seinem Geld 
haushalten kann. Denn durch preisgünstiges Einkaufen, 
kluge Haushaltsführung und schonenden Umgang mit 
den eigenen Gebrauchsgegenständen fällt der Lebens-
standard bei gleich hohen finanziellen Ressourcen 
wesentlich höher aus als bei mangelhaften Haushalts-
führungskompetenzen. Lebensqualität (und deren Ein-
schränkung) macht sich zum anderen aber nicht nur am 
materiellem Wohlstand fest. Soziale Beziehungen, eine 
erfüllende Tätigkeit, gute Gesundheit und ein hoher Bil-
dungsstand sind ebenfalls wichtige Aspekte eines »rei-
chen« Lebens.

MULTIDIMENSIONALE ARMUT

Daher ist es sinnvoll, nicht nur auf die relative Einkom-
mensarmut zu schauen, sondern Armut auch mul-
tidimensional zu betrachten. Hierfür gibt es mehrere 
Möglichkeiten. Der Ansatz von Sen wurde für Europa 
beispielsweise von Alkire und Apablaza (2016) prak-
tisch umgesetzt. Sie erfassen die Dimensionen Ein-
kommen, Erwerbstätigkeit, materielle Deprivation, 
Bildung, Umwelt und Gesundheit. Diese Dimensionen 
werden mit verschiedenen Einzelindikatoren erfasst. 
Im Bereich Umwelt geht es beispielsweise um Lärm, 
Verschmutzung und Kriminalität im Wohnviertel und 
um Feuchtigkeit in der Wohnung. Mit vorgegebenen 
Schwellenwerten – dies ist hier der (gewichtete) Anteil 
der Einzelindikatoren, die einen Mangel anzeigen – und 
der zusätzlichen Berücksichtigung der Armutsintensi-
tät wird schließlich ein Armutsmaß nach der sogenann-
ten Alkire-Foster-Methode (Alkire und Foster 2011) 
errechnet. Bei etwa gleichbleibender Armutsintensität 
und einem Schwellenwert von 0,34 fällt die Betroffen-
heit von multidimensionaler Armut nach dem Capa-
bility-Ansatz in der hier beschriebenen Umsetzung 
im Zeitraum zwischen 2006 und 2012 in Deutschland 
von 7 auf 6,1% der Bevölkerung. Eigene Berechnungen 
eines multidimensionalen Armutsindex mit den von 
Alkire und Apablaza betrachteten Dimensionen zeigen 
für Deutschland eine Verbesserung des Indexwerts um 
7,5% im Zeitraum von 2008 bis 2015 an (vgl. Schröder 
2017). Auch bei diesem Ansatz kann hinterfragt wer-
den, ob die gewählten Indikatoren nicht mit der zeit-

lichen Entwicklung angepasst werden müssten. Es 
lässt sich aber zumindest feststellen, dass bei einheit-
lichen Maßstäben die Einschränkungen in den Ver-
wirklichungschancen hierzulande insgesamt seltener 
geworden sind.

KONSISTENTE ARMUT

Stärker am materiellen Lebensstandard orientiert, 
lässt sich Armut auch als Kombination von relativer Ein-
kommensarmut und materieller Entbehrung definie-
ren. Ein derartiges Armutsmaß wird für die offizielle 
Armutsmessung unter der Bezeichnung konsistenter 
Armut in Irland verwendet. Dieses Maß knüpft eng an 
der Armutsdefinition der EU an: Konsistente Armut ist 
nur dann gegeben, wenn aufgrund von Ressourcen-
mangel (hier relative Einkommensarmut) nur ein unzu-
reichender Lebensstandard (hier erhebliche materielle 
Deprivation) erreicht wird. Die Personen in konsisten-
ter Armut bilden somit in der engen Abgrenzung nur 
eine Teilmenge der relativ Einkommensarmen. Es geht 
jedoch nicht darum, Armut klein zu rechnen, sondern 
darum, Entwicklungen aufzuzeigen und herauszufin-
den, welche Gruppen die größte Armutsbetroffenheit 
haben. So ließe sich auch ein konsistenter Armutsindi-
kator durch weitere Einkommens- und Deprivations-
grenzen so kalibrieren, dass sich eine ungefähr ähnlich 
hohe Betroffenheitsquote wie bei der relativen Ein-
kommensarmut ergibt.

Bei strenger Abgrenzung ergibt sich für Deutsch-
land ein leichter Rückgang der Quote von 0,1 Prozent-
punkten im Zeitraum von 2007/2008 bis 2014/2015 auf 
zuletzt 3,0%. Somit zeigt sich auch hier, bei allerdings 
unveränderten Deprivationsindikatoren, ein leichter 
Rückgang. Wesentlicher ist jedoch, dass die konsis-
tente Armut noch stärker als die relative Einkommens-
armut die Bedeutung von Arbeit und Bildung aufzeigt: 
In Deutschland sind 27% der Arbeitslosen konsistent 
arm. Das ist eine neunmal so hohe Quote wie im Durch-
schnitt der Bevölkerung. Bei der Einkommensarmut 
ergibt sich dagegen lediglich eine viermal so hohe 
Quote. 

FAZIT 

Die aktuellen Schlagzeilen rund um die Veröffentli-
chung des 5. ARB der Bundesregierung erwecken den 
Eindruck, von der positiven Beschäftigungs- und Wirt-
schaftsentwicklung der vergangenen Jahre hätte nur 
ein geringer Teil der Bürger profitiert, die häufig zitierte 
Schere zwischen arm und reich öffne sich unentwegt. 
Zum einen deuten die Daten allerdings auf stabile Ver-
teilungsverhältnisse seit etwa 2005 hin, zum anderen 
dürfte die breit zitierte negative Realeinkommensent-
wicklung im unteren Einkommensbereich weitgehend 
auf Stichprobenänderungen und veränderte Bevölke-
rungsstrukturen durch die (Flüchtlings-)Migration 
zurückgehen. Darüber hinaus zeigen Kennzahlen, die 
sich umfassender mit der Betroffenheit von Armut und 
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der sozialen Teilhabe an der Gesellschaft auseinander-
setzen, eine positive Entwicklung in den vergangenen 
Jahren. Auch deuten diese Maße auf wichtige politische 
Handlungsfelder: Die Betroffenheit konsistenter Armut 
ist doppelt so stark auf Arbeitslose konzentriert wie die 
der relativen Einkommensarmut. Ähnliches gilt in 
Bezug auf niedriges Bildungsniveau. 
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Dorothee Spannagel* und
Anita Tiefensee**
Einkommensungleichheit ist 
trotz wirtschaftlichen 
Aufschwungs gestiegen1

Im Jahr 1999 betitelte der Economist Deutschland mit 
Blick auf die wirtschaftliche Situation als den »kran-
ken Mann Europas« (Economist 1999). Seitdem hat 
sich die deutsche Konjunktur trotz ungünstiger globa-
ler Rahmenbedingungen und einer andauernden Kon-
junkturschwäche im Euroraum aber deutlich besser 
entwickelt als in den anderen europäischen Ländern. 
Auch von der Wirtschafts- und Finanzkrise hat sich 
Deutschland vergleichsweise schnell erholt. Auf dem 
Höhepunkt der Krise im Jahr 2009 betrug der Ein-
bruch des Bruttoinlandsprodukts 5,6%; doch schon 
im Folgejahr wuchs es wieder um 4,1%. Im Jahr 2016 
lag der Zuwachs bei einem Plus von 1,9% (Destatis 
2017a). Diese positive Entwicklung ist vor allem von 
der Inlandsnachfrage getragen und wird von einem 
positiven Trend auf dem Arbeitsmarkt angetrieben 
(vgl. Horn et al. 2015). Es wäre zu erwarten, dass sich 
diese gute konjunkturelle Lage in einer sinkenden 
Armutsquote und rückgehenden Einkommensun-
gleichheit niederschlägt. Das ist aber – wie im Folgen-
den gezeigt wird – nicht der Fall.

POSITIVE ENTWICKLUNGEN AUF DEM ARBEITS-
MARKT UND BEI DEN LÖHNEN UND GEHÄLTERN

Zunächst ein Blick auf den Arbeitsmarkt: Zu Beginn der 
1990er Jahre lag die Erwerbslosenquote bei 5,3% und 
hatte sich binnen 15 Jahren fast verdoppelt (Sachver-
ständigenrat 2016). Lediglich zwischen 1997 und 2001 
kam es zu einem Rückgang. Seit 2005 hat sich der 
Arbeitsmarkt dann deutlich erholt, die Erwerbslosig-
keit ist (fast) kontinuierlich gesunken. Im Februar 2017 
betrug der Anteil der Erwerbslosen an allen Erwerbs-
personen 3,9% und markiert damit einen Rekordtief-
stand seit der Wiedervereinigung (Destatis 2017b). Die-
ser Rückgang geht in den letzten Jahren zum Teil auch 
auf einen Zuwachs der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung zurück. Zugenommen hat dabei jedoch 
insbesondere die Teilzeitarbeit, speziell von Frauen 
(Eurostat 2017). Zudem verteilt sich der Anstieg der 
Erwerbsbeteiligung ungleich über die Bevölkerungs-
schichten: Es waren vor allem die oberen Einkommens-
gruppen, die von der sinkenden Erwerbslosigkeit profi-

1 Die Grundlage für diesen Beitrag bildet Spannagel (2015).

* Dr. Dorothee Spannagel ist Referatsleiterin für Verteilungsanalyse 
und Verteilungspolitik am Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung.
** Dr. Anita Tiefensee ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im For-
schungsprojekt »Soziale Ungleichheit, Mobilität und Verteilung« 
am Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der 
Hans-Böckler-Stiftung.
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tieren konnten; bei den untersten 10% der Einkom-
mensbezieher hingegen hat sich die Erwerbsbeteili-
gung seit 2005 kaum verändert (vgl. Goebel, Grabka 
und Schröder 2015). 

Die gute konjunkturelle Entwicklung hat sich in 
den letzten Jahren auch bei den Löhnen und Gehäl-
tern niedergeschlagen. Nachdem die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in den 2000er Jahren fast 
durchgehend reale Lohneinbußen hinnehmen muss-
ten (vgl. Brenke und Grabka 2011), steigen die realen 
(preisbereinigten) Löhne und Gehälter seit 2010 wie-
der an (vgl. Spannagel 2015). Vor allem Beschäftigte 
mit unterdurchschnittlichen Löhnen und Gehältern 
profitierten zuletzt, was maßgeblich auf die Einfüh-
rung des gesetzlichen Mindestlohns zurückzufüh-
ren ist (vgl. Deutsche Bundesbank 2015). Der Anteil 
der Arbeitnehmereinkommen am Volkseinkommen 
(Lohn quote) ist heute allerdings unter dem Niveau 
von 1991: Im Jahr 2016 beläuft sich die Lohnquote auf 
68,7% (Destatis 2017c). Diese Entwicklungen kommen 
auch spiegelbildlich in der Veränderung der Arbeit-
nehmerentgelte und der Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen zum Ausdruck. Zunächst entwickel-
ten sich beide ab 1991 parallel, zwischen 2003 und 
2007 stiegen die Unternehmens- und Vermögensein-
kommen dann aber rapide um fast 60 Prozentpunkte 
an. Als Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise gingen 
sie zwar kurzzeitig deutlich zurück, der Rückgang war 
aber bereits 2010 wieder ausgeglichen. Damit sind 
die Unternehmens- und Vermögenseinkommen seit 
Beginn der 1990er Jahre insgesamt stärker gestiegen 
als die Arbeitnehmerentgelte. Die spannende Frage 
ist nun, wie sich diese Entwicklungen auf die Vertei-
lung der verfügbaren Einkommen der Haushalte aus-
gewirkt haben.

EINKOMMENSUNGLEICHHEIT STEIGT

Die gestiegenen Erwerbsquoten und die realen 
Zuwächse bei den Löhnen und Gehältern haben sich 
ebenfalls positiv auf die verfügbaren Haushaltsein-

kommen niedergeschlagen (vgl. 
Goebel, Grabka und Schröder 
2015). Das mittlere verfügbare 
Haushaltseinkommen (Median)2 
lag für Einpersonenhaushalte zu 
Beginn der 1990er Jahre inflati-
onsbereinigt bei etwas über 18 000 
Euro im Jahr; 2013 lag es bei knapp 
20 000 Euro. Dieser Anstieg hat 
jedoch nicht dazu geführt, dass die 
Einkommensungleichheit sinkt – 
im Gegenteil:

Die Ungleichverteilung der 
verfügbaren Haushaltseinkom-
men hat – gemessen am Gini-Koef-
fizienten3 – seit Beginn der 1990er 
Jahre stark zugenommen (vgl. 
Abb. 1). Die erste Hälfte dieses 

Jahrzehnts ist dabei noch von einem vergleichsweise 
moderaten Anstieg gekennzeichnet; Mitte der 1990er 
Jahre ist die Einkommensungleichheit sogar leicht 
rückläufig. Mit dem Jahr 1999 steigt die Konzentration 
der Einkommen dann aber sprunghaft an. Angetrie-
ben wird diese Zunahme vor allem durch die wach-
sende Bedeutung von Kapitaleinkommen (vgl. Schmid 
und Spannagel 2015). Im Jahr 2005 erreicht die Ein-
kommensungleichheit einen Höhepunkt und bleibt 
bis 2010 auf hohem Niveau stabil bzw. ist leicht rück-
läufig. Seit 2010 steigt die Ungleichheit wieder an. Im 
Jahr 2013 war die Konzentration der Einkommen erst-
malig wieder höher als im Jahr 2005. Dieser Trend 
setzt sich auch im Jahr 2014 fort: In diesem Jahr 
erreicht die Ungleichverteilung der Einkommen einen 
historischen Höchststand (vgl. Grabka und Goebel 
2017).

Anhand der Daten wird deutlich: Der wirtschaftli-
che Aufschwung ist nicht in allen Bevölkerungsschich-
ten gleichermaßen angekommen. So sind in den letz-
ten 15 Jahren die Einkommenszuwächse im obersten 
Einkommensdezil überdurchschnittlich. Bei den unte-
ren 40% der Einkommensbezieher hingegen waren die 
verfügbaren Einkommen rückläufig. Selbst im fünften 
Dezil und damit in der Mitte der Bevölkerung sind die 
Einkommen unter Berücksichtigung der Inflation seit 
dem Jahr 2000 insgesamt lediglich konstant geblieben 
(vgl. Grabka und Goebel 2017; Goebel, Grabka und 
Schröder 2015).

Hinter dem Verlauf der Einkommensungleichheit 
steht die Entwicklung von Armut und Reichtum. In den 
Jahren, in denen der Gini-Koeffizient ansteigt, steigen 
meist sowohl die Armuts- als auch die Reichtumsquo-

2 Das verfügbare Haushaltseinkommen umfasst die Nettoeinkom-
men aller Haushaltsmitglieder, also die Einkommen nach Abzug von 
Steuern und Sozialbeiträgen, inklusive Transferzahlungen wie etwa 
Rentenbezüge, Kinder- oder Arbeitslosengeld. Das Medianeinkom-
men ist das Einkommen, das genau in der Mitte liegt, wenn man alle 
Einkommen der Größe nach anordnet.
3 Der Gini-Koeffizient nimmt Werte zwischen 0 und 1 an. Dabei gilt: 
Je höher der Wert des Gini-Koeffizienten, desto höher die Einkom-
mensungleichheit.
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te.4 Insgesamt ist in den letzten 
Jahrzehnten der Anteil der Perso-
nen am unteren wie auch am obe-
ren Ende der Einkommensvertei-
lung größer geworden (vgl. Abb. 2 
und 3).

ZAHL DER EINKOMMENSARMEN 
WÄCHST

Der Anteil der einkommensarmen 
Personen, also der Personen, die 
in Haushalten mit weniger als 60% 
des Medianeinkommens leben, ist 
zwischen 1998 und 2009 (fast) 
kontinuierlich gestiegen. In die-
sen Jahren steigt die Zahl der von Armut betroffenen 
Menschen um beinahe 5 Prozentpunkte von rund 10,4% 
auf über 15%. Im Jahr 2010 war dann ein kurzer Rück-
gang zu beobachten, seitdem ist die Zahl der in Armut 
lebenden Menschen aber wieder kontinuierlich ange-
stiegen (2013: 15,3%). Der Anteil der Personen, die in 
einem Haushalt leben, der über weniger als die Hälfte 
des Medianeinkommens verfügt, hat sich zwischen 
1991 und 2009 sogar fast verdoppelt; 2013 lag der Anteil 
der sehr Armen bei 9%. Das heißt, mehr als jeder zweite 
Arme lebt in großer Armut.

Diese Zahlen zeigen, dass die Armut in Deutsch-
land in den letzten Jahren trotz guter konjunktureller 
Lage und steigender Erwerbstätigkeit nicht zurückge-
gangen ist. Insbesondere sind Alleinerziehende und 
deren Kinder, niedrig Qualifizierte, Menschen mit 
Migrationshintergrund sowie zunehmend auch alte 
Menschen und Arbeitslose von Armut betroffen (vgl. 
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 
2017; Spannagel und Seils 2014). 

ZAHL DER EINKOMMENSREICHEN STEIGT 
EBENFALLS

Der Blick auf die Entwicklung des Einkommensreich-
tums (Personen, die in Haushalten mit mehr als dem 
Doppelten des Medianeinkommens leben), ergänzt 
dieses Bild: Der Anteil der ein-
kommensreichen Personen hat 
sich zwischen 1991 und 2013 um 
2,5 Prozentpunkte von 5,6% auf 
8,1% erhöht, und zwar vor allem 
zu Beginn der 1990er Jahre sowie 

4 Als einkommensarm wird definiert, wer 
in einem Haushalt lebt, dem weniger als 
60% bzw. 50% des Medianeinkommens 
zur Verfügung steht. Im Jahr 2013 lag die 
Armutsgrenze für einen Einpersonen-
haushalt bei 11 758 Euro bzw. 9 799 Euro 
im Jahr. Für Einkommensreichtum wird 
die Grenze bei dem Doppelten bzw. dem 
Dreifachen des mittleren Einkommens 
gezogen. Im Jahr 2013 lag die Schwelle für 
einen Einpersonenhaushalt bei einem ver-
fügbaren Einkommen von über 39 194 Euro 
bzw. 58 791 Euro im Jahr.
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Einkommensarmut: Anteil der Personen, die in Haushalten mit einem verfügba-ren Einkommen von weniger als 
60% des Medians leben.
Große Einkommensarmut: Anteil der Personen, die in Haushalten mit einem verfügbaren Einkommen von weniger 
als 50% des Medians leben.

Abb. 2

zwischen 2001 und 2006. Rückläufig sind die Reich-
tumsquoten lediglich zwischen 2006 und 2009. Seit-
dem nimmt der Anteil der Reichen aber wieder zu und 
lag 2013 mit über 8% auf einem Rekordniveau. Defi-
niert man Einkommensreichtum exklusiver, d. h. erst 
ab dem Dreifachen des Medians, zeigt sich ebenfalls 
ein deutlicher Anstiegstrend: Der Anteil der Perso-
nen mit großem Einkommensreichtum hat sich seit 
Beginn der 1990er Jahre verdoppelt. Der niedrigste 
Wert (unter 1%) findet sich im Ausgangsjahr 1991. Bis 
zum Jahr 2007 steigt der Anteil der sehr Einkommens-
reichen auf knapp 2,1%. Auch hier zeigt sich ein kri-
senbedingter Rückgang in den Jahren 2007 bis 2009. 
In den letzten Jahren liegen die Werte stabil bei knapp 
unter 2%.

GROSSER REFORMBEDARF

Die Daten zeigen: Seit der Wiedervereinigung ist sowohl 
der Anteil der reichen als auch der armen Menschen in 
Deutschland gestiegen. Die Einkommensverteilung ist 
ungleicher geworden, und das trotz des wirtschaftli-
chen Aufschwungs der letzten Jahre. Diese Entwick-
lung macht deutlich, dass es dringenden politischen 
Handlungsbedarf gibt. Die gute konjunkturelle Lage 
muss sich im Leben aller Menschen niederschlagen. 
Welche Maßnahmen sind hier notwendig? 
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Einkommensreichtum: Anteil der Personen, die in Haushalten mit einem verfügbaren Einkommen von mehr als 
200% des Medians leben.
Hoher Einkommensreichtum: Anteil der Personen, die in Haushalten mit einem verfügbaren Einkommen von mehr 
als 300% des Medians leben.

Abb. 3



18

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst 10 / 2017 70. Jahrgang 24. Mai 2017

Um die Situation mittel- und langfristig zu ver-
bessern, sind Investitionen in Bildung unumgänglich. 
Es muss, gerade durch den Ausbau frühkindlicher Bil-
dung, gelingen, allen Kindern unabhängig von ihrer 
Herkunft gleiche Chancen auf ein erfolgreiches, gelin-
gendes Leben zu ermöglichen. Bildung dient in unse-
rer Gesellschaft nicht nur der materiellen Absicherung 
(durch den Zugang zu gut entlohnter Erwerbsarbeit), 
sondern ist der Schlüssel für volle gesellschaftliche 
Teilhabe. Auch kurzfristig kann vieles getan werden, 
damit der Aufschwung bei allen ankommt: Ein ganz 
zentraler Punkt ist, dass Arbeit und Kapital wieder 
im gleichen Maße besteuert werden. Seit 2009 wer-
den Vermögenserträge in Deutschland lediglich pau-
schal mit 25%, Erwerbseinkommen progressiv mit bis 
zu 45% besteuert. Das heißt, wir benötigen unbedingt 
eine progressive Besteuerung von Kapitalerträgen. 
Ein weiterer wichtiger Baustein ist die Umwandlung 
des Ehegattensplittings in ein Familiensplitting. Das 
bedeutet, dass eine steuerliche Entlastung dann an 
die Anzahl von Kindern in einem Haushalt gekoppelt 
ist. Diese Maßnahme kommt allen Kindern zu Gute und 
trägt speziell bei vielen Alleinerziehenden – die von 
Armut am stärksten betroffene Bevölkerungsgruppe – 
zu einer finanziellen Entlastung bei. 

Alle diese Maßnahmen steigern die Umverteilung 
von oben nach unten und führen somit zu einer gerech-
teren materiellen Verteilung. Nur so können wieder alle 
Menschen gleichermaßen am aktuellen konjunkturel-
len Aufschwung teilhaben.
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Helmut Dedy*
Plädoyer für eine Versach
lichung der Armutsdiskussion 

Durch die Vorlage des 5. Armuts- und Reichtumsbe-
richts der Bundesregierung mit dem Titel »Lebenslagen 
in Deutschland« im April 2017 hat die öffentliche Dis-
kussion über das Auseinanderdriften der Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse und damit zusammenhän-
gende Gerechtigkeitsfragen neuen Auftrieb bekom-
men. Die Ergebnisse rufen verschiedene Protagonisten 
auf den Plan, und sie lassen sich in die eine oder andere 
Richtung auslegen. Wenn man den Armuts- und Reich-
tumsbericht der Bundesregierung im Detail liest, 
gewinnt man einen sehr differenzierten Blick auf die 
Lebenslagen in Deutschland.

Wovon sprechen wir, wenn wir über Armut reden? 
»Armut« darf nicht gleichgesetzt werden mit der 
»Armutsgefährdungsquote«. Letztere ist lediglich ein 
Indikator zur Messung relativer Einkommensarmut und 
wird definiert als der Anteil der Personen, deren Äqui-
valenzeinkommen weniger als 60% des Medians der 
entsprechenden Einkommen der Bevölkerung in Pri-
vathaushalten beträgt. Mit dem Anstieg der Netto-
haushaltseinkommen durch steigende Löhne und 
Gehälter kann also das Phänomen eintreten, dass die 
Armutsgefährdungsquote steigt, weil Arbeitslose und 
Niedrigqualifizierte nicht im gleichen Maße von den 
Einkommenssteigerungen profitieren. Man muss des-
halb mehrere Indikatoren betrachten, um sich tatsäch-
lich ein Bild über die Einkommens- und Vermögensver-
teilung und Chancengerechtigkeit in Deutschland zu 
machen. 

Ein wichtiger Indikator ist der Anteil der Beziehe-
rinnen und Bezieher von Leistungen aus den Mindestsi-
cherungssystemen. Seit Jahren liegt der Anteil dieser 
Leistungsbezieher zwischen 9 und 10%, dies sind rund 
7 bis 8 Mio. Personen. Die meisten beziehen ihre Min-
destsicherung aus der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende (sog. Hartz IV), teilweise aber auch aus der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsunfähigkeit 
oder dem Asylbewerber-Leistungsgesetz. Hierzu gehö-
ren auch rund 1,1 Mio. Menschen, die ergänzend zum 
eigenen Erwerbseinkommen als Aufstocker Arbeitslo-
sengeld II in Anspruch nehmen müssen. 

ARMUTSRISIKO ARBEITSLOSIGKEIT

Die Mindestsicherungsquote orientiert sich am sozio-
kulturellen Existenzminimum und geht für die Leis-
tungsbezieher natürlich mit Einschränkungen bei den 

Konsummöglichkeiten einher. Dies gilt umso mehr, als 
dass Langzeitarbeitslosigkeit häufig auch mit Über-
schuldung und einer besonders schwierigen persönli-
chen Situation, z. B. durch gesundheitliche Einschrän-
kungen verbunden ist. Ein besonders hohes Risiko, 
dauerhaft auf staatliche Leistungen angewiesen zu 
sein, tragen Haushalte von Alleinerziehenden, Perso-
nen mit niedrigem Bildungsgrad und Menschen mit 
Migrationshintergrund. Die besonders betroffenen 
Personengruppen haben häufig lange Unterbrechun-
gen in ihren Erwerbsbiographien und können nur in 
Teilzeit oder in Niedriglohnjobs arbeiten. Besonders 
folgenschwer ist, dass bundesweit auch rd. 2 Mio. Kin-
der und Jugendliche auf diese Leistungen angewiesen 
sind und somit vom Existenzminimum leben müssen.

Erwerbstätige haben aber in den meisten Fällen 
eine deutlich niedrigere Armutsrisikoquote als die 
Gesamtbevölkerung. Insofern ist es für den Wohlstand 
in Deutschland sehr positiv, dass die Erwerbstätigen-
quote (gemessen an den 20- bis 64-Jährigen) in den 
letzten zehn Jahren von 71,1% auf 78% gestiegen ist. 
Dabei partizipieren Frauen und Ältere heute deutlich 
stärker am Arbeitsmarkt. So ist die Quote der Erwerbs-
tätigen unter den 55- bis 64-Jährigen von 48,1% auf 
66,2% gestiegen. 

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in der Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten wider, 
die innerhalb von zehn Jahren (2005 bis 2015) um 
5,9 Mio. auf 32,4 Mio. zugenommen hat. Entsprechend 
ist die Zahl der Arbeitslosen seit Jahren rückläufig. Im 
Jahr 2005 waren es 4,9 Mio. Menschen, im Jahr 2016 nur 
noch 2,7 Mio. Menschen ohne Beschäftigung.

DIE BEDEUTUNG DER ZUKUNFTSTRENDS FÜR DIE 
ARMUTS- UND REICHTUMSENTWICKLUNG

Was sagen diese Zahlen über die Teilhabechancen der 
Menschen in Deutschland aus? Es ist sehr wichtig, dass 
die Menschen für sich und auch für ihre Kinder die Mög-
lichkeit sehen, den erreichten sozialen Status durch 
eigene Leistung zu verbessern oder wenigstens halten 
zu können. Es geht daher gar nicht nur um die Frage, 
wie sich genau die Einkommen und Vermögen prozen-
tual auf die Bevölkerung verteilen. Dies ist natürlich 
interessant, denn die Menschen vergleichen ihre eigene 
Situation und auch ihre Konsummöglichkeiten mit der 
anderer. Und es kann auch politischer Handlungsbe-
darf daraus erwachsen, wenn einige wenige Gehälter 
beziehen, die in keinem Verhältnis mehr zu der von 
ihnen erbrachten Leistung stehen. Oder wenn Vermö-
gen in erster Linie durch Vererbung erworben werden, 
also ebenfalls ohne entsprechende eigene Leistung.

Mit den Modernisierungsprozessen in der Unter-
nehmens- und Arbeitswelt, wie z.B. der Globalisierung 
und der Digitalisierung, wachsen die Sorgen in der 
Bevölkerung, den eigenen Arbeitsplatz in Zukunft zu 
verlieren. Ebenso löst die verstärkte Zuwanderung von 
Menschen mit Migrationshintergrund Ängste und Kon-
kurrenzdenken aus. Darüber hinaus werden auch die 

* Helmut Dedy ist Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städte-
tages.
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20

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst 10 / 2017 70. Jahrgang 24. Mai 2017

Tragfähigkeit und Qualität der sozialen Sicherungssys-
teme, der Zustand der öffentlichen Infrastruktur und 
die Leistungsfähigkeit und Stabilität des Staates und 
der Volkswirtschaft als prägend für den Wohlstand in 
Deutschland wahrgenommen. Die Realität der Lebens-
lagen hängt nicht nur von den individuellen Einkom-
men und Vermögen ab, sondern auch von weiterrei-
chenden und die gesamte Bevölkerung betreffenden 
Faktoren.

Die Bundesregierung stellt deshalb zu Recht fest, 
dass fünf Aufgabenfelder besonders wichtig sind, wenn 
der soziale Zusammenhalt in Deutschland gestärkt und 
Leistungsgerechtigkeit sichergestellt werden soll. Die 
Kommunen beteiligen sich nicht nur an der Finanzie-
rung der Grundsicherungsleistungen, sondern tragen 
in vielfältiger Weise Verantwortung für die Infrastruktur 
und die Leistungen der Daseinsvorsorge. Besonders die 
wirtschaftlich schwächeren Bevölkerungsteile profitie-
ren von der kommunalen Wohnungspolitik, der öffent-
lichen Gesundheitsvorsorge, den vielfältigen Leistun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe, der kommunalen Bil-
dungspolitik und der Sozialpolitik. 

TEILHABE AM ARBEITSMARKT SCHÜTZT WEITGE-
HEND VOR ARMUT

Als erstes Handlungsfeld wird die kontinuierliche 
Erwerbsbiographie mit leistungsgerechter Entlohnung 
genannt, die der Königsweg ist, um Arbeitslosigkeit 
und Einkommensarmut und auch Armut im Alter zu ver-
meiden. Die Anstrengungen der Arbeitsmarktpolitik 
und Arbeitsvermittlung müssen daher nach Auffassung 
des Deutschen Städtetages auch für besonders benach-
teiligte Personengruppen, wie z. B. Alleinerziehende, 
Langzeitarbeitslose, Niedrigqualifizierte und Men-
schen mit Migrationshintergrund noch verstärkt wer-
den. Hier gehen kommunale Handlungsfelder wie z.B. 
der Ausbau einer qualitativ hochwertigen ganztägigen 
Kindertagesbetreuung und die Wirtschaftsförderung 
mit gemeinsamen Politikfeldern von Bund, Ländern 
und Kommunen wie z.B. der Bildungspolitik und der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik Hand in Hand.

BILDUNGSERFOLGE SIND VORAUSSETZUNG FÜR 
DIE EXISTENZSICHERNDE ERWERBSTÄTIGKEIT

Als zweites zentrales Handlungsfeld wird im Armuts- 
und Reichtumsbericht die Verbesserung der Teilhabe- 
und Aufstiegschancen für Kinder und Jugendliche als 
zentrale Aufgabe sowohl der Kinder- und Jugendpolitik 
als auch der Bildungspolitik genannt. Die Bildungs-
chancen und -erfolge der Kinder und Jugendlichen 
hängen in Deutschland noch viel zu sehr von den För-
dermöglichkeiten im Elternhaus ab. Die Kommunen 
sind als öffentliche Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
verantwortlich für die Elementarbildung in den Kinder-
tagesstätten und der Kindertagespflege, die mittler-
weile unverzichtbarer Bestandteil der Bildungsbiogra-
phie und beste Vorbereitung auf die Schule ist. Neben 

dem stetigen quantitativen und qualitativen Ausbau 
der Kindertagesbetreuung setzen sich die Kommunen 
auch als Träger von allgemeinbildenden Schulen und 
Berufsschulen, aber auch über ihre Angebote an Volks-
hochschulen und Bibliotheken für eine gleichberech-
tigte Partizipation aller Bevölkerungsschichten an den 
Bildungschancen vor Ort ein.

Insbesondere die Globalisierung und Digitalisie-
rung werden die Arbeitswelt weiter verändern und 
hohe Anforderungen an die Bildungsbiographien der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stellen. Ein 
hohes Bildungsniveau wird so nicht nur zum entschei-
denden Wettbewerbsfaktor für die Volkswirtschaft in 
Deutschland, sondern auch ganz individuell über das 
Schicksal der Menschen bestimmen. Eine gute Schul-
bildung und ein qualifizierter beruflicher Abschluss 
sind heute bereits Grundvoraussetzung für ein aus-
kömmliches und dauerhaftes Erwerbseinkommen. In 
Zukunft wird die Fort- und Weiterbildung noch erheb-
lich an Bedeutung gewinnen, da sich Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer flexibel auf die ständig wach-
senden Herausforderungen der technologischen Ent-
wicklung einstellen müssen.

KOMMUNALE INFRASTRUKTUR UND DASEINS-
VORSORGE SIND NOTWENDIGE VORAUSSETZUNG 
FÜR DIE TEILHABE AM ALLGEMEINEN WOHLSTAND 

Als drittes Handlungsfeld benennt die Bundesregie-
rung neben einem verlässlichen System der sozialen 
Sicherung auch den Zugang zu weiteren gesellschaft-
lich notwendigen Gütern und Dienstleistungen. Hierzu 
gehören neben der Sicherung des Lebensunterhalts 
auch die medizinische Versorgung, bezahlbarer Wohn-
raum und eine leistungsfähige Infrastruktur. Diese The-
men sind Kernthemen der Kommunalpolitik. 

Für die Lebensqualität der Bevölkerung ist es 
jedoch von immenser Bedeutung, dass die kommunale 
Infrastruktur, z.B. im Straßen- und Wohnungsbau und 
bei öffentlichen Einrichtungen wie Ämtern, Kinderta-
geseinrichtungen, Schulen und der Freizeitgestaltung 
allgemein zugänglich sind und instandgehalten wer-
den. Die Kommunen erfüllen wichtige Aufgaben in der 
Daseinsvorsorge, die die Lebensqualität der Bürgerin-
nen und Bürger mitbestimmen. Eine aufgabengerechte 
Finanzausstattung ist daher für alle Kommunen von 
größter Bedeutung. Gerade bei einer vergleichsweise 
hohen Arbeitslosenquote oder dem Vorhandensein 
sozialer Brennpunkte müssen die Städte von Bund und 
Ländern effektiv bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unter-
stützt werden. 

Sanierungsbedürftige Schulgebäude und fehlende 
Plätze in Kindertageseinrichtungen behindern die Teil-
habechancen von Familien und ihren Kindern. Der 
Bund beteiligt sich zwar punktuell an der Behebung 
dieser Probleme. Die Kommunen und ihre Bürgerinnen 
und Bürger sind jedoch auf eine nachhaltige und ver-
lässliche Finanzierung angewiesen, um die notwendi-
gen Strukturen aufzubauen und zu erhalten. Auch 
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wenn z.B. öffentliche Schwimmbäder, Bibliotheken, 
Jugendzentren und Senioren-Freizeiteinrichtungen 
mangels finanzieller Ressourcen in der Kommune 
geschlossen werden müssen, treffen diese Einschrän-
kungen den Teil der Bevölkerung besonders hart, der 
über geringe eigene Einkommen verfügt. Denn die 
kommunale Infrastruktur ermöglicht Teilhabechancen 
bei niedrigen Benutzungsentgelten. Vermutlich wer-
den die Teilhabechancen einer einkommensarmen 
Familie stärker gefördert durch kostenlose Familien- 
und Sozialcards mit ihren Vergünstigungen für kommu-
nale Freizeit-, Kultur- und Bildungseinrichtungen oder 
durch kommunale Ferienprogramme als durch eine 
geringfügige Erhöhung des Kindergeldes. 

Auch andere kommunale Politikfelder, wie z.B. der 
soziale Wohnungsbau, der Erhalt der Verkehrsinfra-
struktur, der öffentliche Personennahverkehr und die 
Energieversorgung treffen zentrale Lebensbereiche 
der gesamten Stadtbevölkerung. Gerade den ärmeren 
Bevölkerungsschichten wird ein Leben in den Städten 
häufig erst durch kommunal getragene Wohnungspro-
jekte ermöglicht. Das soziale Gleichgewicht in einer 
Kommune und die Zukunftschancen ihrer Bevölkerung 
hängen davon ab, dass die Leistungen der Daseinsvor-
sorge bezahlbar bleiben und die kommunale Infra-
struktur den Anforderungen des täglichen Lebens 
gerecht wird.

Das von der Bundesregierung genannte vierte 
Handlungsfeld besteht daher in der Sicherstellung 
einer nachhaltigen Finanzierung öffentlicher Aufgaben 
und Investitionen sowie der notwendigen fiskalischen 
Tragfähigkeit des Staates und einer leistungsgerechten 
Besteuerung. Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, 
dass die gesamte Volkswirtschaft von Investitionen in 
mehr Chancengleichheit, sozialen Zusammenhalt und 
öffentliche Daseinsvorsorge profitiert.

DIE FREIHEITLICH-DEMOKRATISCHE GRUNDORD-
NUNG ALS BASIS FÜR DEN SOZIALEN 
ZUSAMMENHALT

Der Deutsche Städtetag unterstützt ausdrücklich, dass 
die Bundesregierung als fünftes Handlungsfeld im 
Zusammenhang mit der Stärkung des sozialen Zusam-
menhalts in Deutschland auch die Aufgabe beschreibt, 
die Teilhabe und die Akzeptanz demokratischer Werte 
in unserem Land zu erhalten und für neue Herausforde-
rungen zu stärken. Man kann die fiskalische Entwick-
lung nicht losgelöst vom Erhalt der demokratischen 
Werteordnung betrachten, die die Basis für unsere frei-
heitliche Gesellschaft und auch für unseren Wohlstand 
ist.

FAZIT

Ich halte die politische Diskussion um Chancengerech-
tigkeit und Teilhabe am allgemeinen Wohlstand in 
Deutschland für eine herausragende Aufgabe sowohl 
der öffentlichen Ebenen als auch der Zivilgesellschaft. 

Die Erkenntnisse des 5. Armuts- und Reichtumsbe-
richts dürfen nicht auf Schlagzeilen reduziert werden, 
sondern erfordern eine vertiefte Auseinandersetzung 
aller Verantwortlichen mit der Thematik. Die Zukunft 
der Bundesrepublik hängt davon ab, dass wir trotz aller 
Herausforderungen eine Gesellschaft bleiben, die von 
Chancenreichtum und Partizipation geprägt ist. 

Bildungsbeteiligung und -erfolge, Chancen am 
Arbeitsmarkt und tatsächlich ausgeübter Erwerbstä-
tigkeit und eine auskömmliche Einkommens- und Ver-
mögenssituation bilden den notwendigen Rahmen, um 
den sozialen Zusammenhalt der Bevölkerung und die 
Akzeptanz für unser politisches und volkswirtschaftli-
ches System zu stärken. Dies kann nur durch ein her-
vorragendes Bildungssystem und eine ausgewogene 
kommunale Wirtschafts-, Wohnungs- und Sozialpolitik 
erhalten bleiben. Deshalb ist eine Stärkung der Kom-
munen und ihrer Infrastruktur ein wichtiger Beitrag zur 
Armutsbekämpfung.
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Gerhard Bosch* und Thorsten Kalina**
Kein Grund zur Entwarnung! 
Ungleichheit nimmt weiter 
zu, und ihr Niveau ist nicht 
akzeptabel 

Kann man Entwarnung geben, weil der Anstieg der Ein-
kommensungleichheit in Deutschland gestoppt ist? 
Dafür plädiert etwa das Institut der deutschen Wirt-
schaft, das mit der ungewöhnlichen These »Agenda 
2010 hat die Mitte stabilisiert« (Hüther 2017) über-
rascht. Im Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung heißt es, dass die Einkommensverteilung im 
Berichtszeitraum, also seit 2005, stabil ist. Die Zahlen 
im Bericht stützen diese These aber nicht. Der Gini- 
Koeffizient ist seit 2009, als die Einkommensungleich-
heit kurzfristig durch den Einbruch bei den hohen Ein-
kommen zurückging, wieder merklich gestiegen. Das 
gilt auch für die Armutsrisikoquote. Die Autoren formu-
lieren fast erstaunt: »Trotz der guten wirtschaftlichen 
Lage und der deutlichen Beschäftigungszuwächse 
zeigt sich am aktuellen Rand eher ein Anstieg« (Deut-
sche Bundesregierung 2017, S. 10). 

Wenn aber die Einkommensungleichheit trotz 
einer Halbierung der Arbeitslosigkeit, einer Zunahme 
der Beschäftigung um 4,6 Mio. Personen und der Ein-
führung eines gesetzlichen Mindestlohns nicht zurück-
geht, gibt es keinen Anlass für eine Entwarnung. Offen-
sichtlich ist die Machtbalance auf dem Arbeitsmarkt so 
grundlegend gestört, dass die untere Hälfte der Beschäf-
tigten ihre beträchtlichen Reallohnverluste seit 1995 
auch bei guter Beschäftigungslage nicht annähernd 
wieder wettmachen konnte. Was ist dann erst in einer 
Wirtschaftskrise zu erwarten, wenn die Arbeitslosigkeit 
wieder steigt? 

Es ist richtig, dass die Einkommensungleichheit in 
Deutschland vor allem zwischen 1997 und 2005 ange-
stiegen ist und seitdem nur noch 
langsam zunimmt. Allerdings ist 
der Erosionsprozess der deut-
schen »nivellierten Mittelstands-
gesellschaft« (Schelsky 1953) kei-
neswegs gestoppt, was im Fol-
genden gezeigt werden soll. 
Große Defizite sehen wir noch 
in der Analyse der Ursachen der 
Ungleichheit, die nicht allein von 
akademischem Interesse ist. Sie 
hat hohe politische Relevanz, da 
Strategien zur Bekämpfung sozi-

aler Ungleichheit nur erfolgversprechend sind, wenn 
sie an den wesentlichen Ursachen ansetzen. Wir wol-
len uns hier auf die zentralen Ursachen der gestiege-
nen Ungleichheit der Markteinkommen konzentrieren, 
die wir in der Erosion des einstmals inklusiven deut-
schen Tarifsystems und der wachsenden Ungleichver-
teilung der Arbeitszeiten über die Einkommensschich-
ten sehen.

EROSION DER MITTELSCHICHT GEHT WEITER

Einkommensungleichheit wird mit einer Vielzahl unter-
schiedlicher Indikatoren gemessen, die nicht immer in 
die gleiche Richtung weisen. Abbildung 1 zeigt die Ent-
wicklung der realen Stundenlöhne nach unterschiedli-
chen Dezilen in Westdeutschland seit 1984. Diese Lang-
zeitreihe verdeutlicht den Bruch mit dem Wohlfahrts-
modell der alten Bundesrepublik, in dem der Produkti-
vitätsfortschritt gleichmäßig über alle Einkommensde-
zile verteilt wurde. Nach der Wiedervereinigung 
entkoppelte sich die Produktivitäts- von der Lohnent-
wicklung, und ab 1998 begannen die hohen und die 
niedrigen Löhne auseinander zu driften. Bis 2008 befan-
den sich die Löhne im untersten Dezil im freien Fall, um 
dann durch die Einführung von Branchenmindestlöh-
nen und des gesetzlichen Mindestlohns wieder etwas 
anzusteigen. Ab 2003 öffnet sich die Schere zwischen 
dem mittleren und dem obersten Dezil, ohne dass hier 
ein Ende dieser Entwicklung abzusehen wäre. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass die SOEP-Daten die Entwick-
lung der Spitzeneinkommen systematisch unterschät-
zen (vgl. Ströing et al. 2016, S. 1001), die tatsächliche 
Entwicklung also vermutlich noch prononcierter 
verläuft. 

Ganz ähnlich sieht die Entwicklung der äquivalenz-
gewichteten Haushaltseinkommen der Bevölkerung im 
Erwerbsalter vor staatlicher Umverteilung aus (Abb. 2). 
Allerdings begann der Verfall der Einkommen des 
untersten Dezils der Haushalte schon deutlich früher 
als bei den individuellen Löhnen, was wohl vor allem 
eine Folge der gestiegenen Arbeitslosigkeit nach der 
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Wiedervereinigung ist. Wir haben dabei die Bevölke-
rung zwischen 15 und 24 Jahren ausgeschlossen, um 
eine Verzerrung der Ergebnisse durch eine gestiegene 
Bildungsbeteiligung auszuschließen. Zudem haben wir 
Ältere ausgeschlossen, da Rentner- ebenso wie Studen-
tenhaushalte nur geringe Erwerbseinkommen haben 
und zu den Haushalten mit den untersten Einkommen 
gezählt würden. 

Schaut man auf die Anteile der Mittelschicht mit 
einem äquivalenzgewichteten Einkommen von 60 bis 
200% des Medianeinkommens der Haushalte für die 
Bevölkerung insgesamt bzw. nur die Erwerbsbevöl-
kerung erkennt man die hohe Stabilität der Mittel-
schicht vor Umverteilung bis zu Beginn bzw. Ende der 
1990er Jahre (Abb. 3). Bezogen auf die Markteinkom-
men schrumpft die Mittelschicht in der Erwerbsbe-
völkerung bereits seit Beginn der 1990er Jahre 
beträchtlich. Ihr Anteil, der in der alten Bundesrepub-
lik noch bei rund 75% gelegen hatte, fiel bis 2015 auf 
unter 60%. Bei den Markteinkommen sind die 
Abstände zwischen den Anteilen der Mittelschicht an 
der Bevölkerung im Erwerbsalter und in der Bevölke-
rung insgesamt naturgemäß viel höher als nach 
Umverteilung durch den Staat, da 
die Rentner und Pensionäre kaum 
Markteinkommen erzielen. Bis 
Ende der 1990er Jahre konnte der 
Staat diese Anteilsverluste der 
Mittelschicht sowohl in der E r-
werbsbevölkerung als auch in der 
Bevölkerung insgesamt durch das 
progressive Steuersystem und 
Transfers ausgleichen. Seitdem 
erodiert aber die Mittelklasse 
auch nach Umverteilung durch 
den Staat, ohne dass auch hier 
bislang ein Ende der Entwicklung 
zu erkennen wäre. Bei der Er- 
werbsbevölkerung ist der Anteil 
der Mittelschicht inzwischen auf 
80% gesunken gegenüber noch 

rund 87% in der alten Bun- 
desrepublik. 

Die wichtigsten Gründe für 
das Schrumpfen der Mittelschicht 
nach Umverteilung sind in der ver-
teilungspolitischen Wende ab 
Anfang 2000 zu sehen. Damals 
wurde in mehreren Schritten der 
Höchstsatz der Einkommens-
steuer gesenkt, während gleich-
zeitig die regressiv wirkenden indi-
rekten Steuern, vor allem die 
Mehrwertsteuer, erhöht wurden. 
Durch eine Vielzahl von Maßnah-
men wurde weiterhin die redistri-
butive Rolle der Sozialversiche-
rungen eingeschränkt. Zu den 
wichtigsten Maßnahmen gehören 

sicherlich die Hartz-Gesetze mit der Kürzung der Dauer 
des Arbeitslosengeldanspruchs für Ältere und die Dere-
gulierung von Leiharbeit und Minijobs, die es aufgrund 
ihrer kurzen Beschäftigungsdauer und niedriger Ein-
kommen vielen Beschäftigten erschweren, Arbeitslo-
sengeldansprüche über dem Grundsicherungsniveau 
aufzubauen. Es ist gut belegt, dass in der Folge das 
staatliche Verteilungssystem gegenüber den 90er Jah-
ren deutlich weniger redistributiv geworden ist (vgl. 
Bach et al. 2016).

URSACHEN DER WACHSENDEN UNGLEICHHEIT DER 
MARKTEINKOMMEN

Abnehmende Tarifbindung

Die Tarifbindung lag vor der Wiedervereinigung in 
Deutschland bei rund 85% der Beschäftigten. Sie sank 
bis heute auf 59% in Westdeutschland und nur noch 
49% in Ostdeutschland (vgl. WSI Tarifarchiv 2017). Die 
Branchentarifverträge galten für große und kleine 
Betriebe sowie für qualifizierte und unqualifizierte 
Beschäftigte. Schwächere Beschäftigte profitierten 
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Anteil der Mittelschicht vor und nach Umverteilung durch den Staat, 1983–2014
Gesamte Bevölkerung und Erwerbshaushalteᵃ

ᵃ Haushaltsvorstand zwischen 25 und 64 Jahren und Einkommen aus Erwerbsarbeit.
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Anteil der Mittelschicht vor und nach Umverteilung durch den Staat, 1983–2014
Gesamte Bevölkerung und Erwerbshaushalteᵃ
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von der Durchsetzungskraft der verhandlungsstarken 
Gruppen, so dass das Lohnniveau aller Beschäftigten 
gleichermaßen angehoben wurde. Die differenzierten 
Tarifgitter garantierten, dass qualifizierte Beschäftigte 
deutlich besser als gering qualifizierte bezahlt wurden 
und waren bei den abhängig Beschäftigten die ökono-
mische Basis einer starken Mittelschicht. 

Mit der abnehmenden Tarifbindung stieg der Anteil 
der Niedriglohnbeschäftigten, was angesichts des 
engen Zusammenhangs zwischen dem Anteil von Nied-
riglohnbeschäftigten und der Tarifbindung in der EU 
nicht überraschen kann (Abb. 4). Aus der Literatur wis-
sen wir, dass die Tarifgitter je nach Land und Branche 
bis in die obere Mitte (7. bis 8. Dezil) reichen können. 
Eine der wichtigsten Auswirkungen der Branchentarif-
verträge ist es, verbindliche Lohngitter für alle Betriebe 
einer Branche festzulegen. Die Flächentarife als starker 
institutioneller Rahmen schränken die Exit-Optionen 
der Betriebe aus den Tarifsystemen ein und zwingen 
sie, ihre Produktivität an die Löhne anzupassen, 
wodurch sich die Produktivitätsunterschiede zwischen 
den Unternehmen verringerten. In Deutschland sprach 
man immer von der Tarifpolitik als Produktivi- 
tätspeitsche.

Das deutsche Tarifsystem war nicht, wie die fran-
zösischen, belgischen oder niederländischen Systeme, 
durch die Allgemeinverbindlichkeit der Branchentarif-
verträge vor einem Lohnunterbietungswettbewerb 
geschützt. Es gehört zu den freiwilligen Systemen, aus 
denen Unternehmen ausscheren können, wenn die 
Gewerkschaften schwächer werden (vgl. Bosch und 
Weinkopf 2017). Genau dies ist nach der Wiedervereini-
gung geschehen, wobei mehrere Entwicklungen 
zusammenwirkten, die in der Literatur durch die Fixie-
rung auf die Hartz-Gesetze weitgehend übersehen wor-
den sind. Der hohe Anteil von neu gegründeten Betrie-
ben mit zunächst geringer Produktivität sowie die hohe 
Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland verhinderten ers-
tens eine Übertragung des westdeutschen Tarifsys-
tems auf Ostdeutschland. Zweitens wurden die Erfah-

rungen der ostdeutschen Unternehmen, dass sie in vie-
len Branchen ungestraft, das heißt ohne starke gewerk-
schaftliche Gegenreaktion, aus dem Tarifsystem aus-
scheren konnten, zur Blaupause für ganz Deutschland, 
vor allem für Dienstleistungsbranchen und kleine und 
mittlere Unternehmen, in denen die Gewerkschaften 
schwach vertreten waren. Die wachsenden Lohnunter-
schiede zwischen den Betrieben verursachten drittens 
eine kostengetriebene Auslagerung von Tätigkeiten, 
die traditionell intern abgewickelt wurden. Viertens 
wurden in den 1990er Jahren durch die Deregulierung 
von Produktmärkten vor allem durch Richtlinien der EU 
viele vormals öffentliche Dienstleistungen für private 
Anbieter geöffnet. Neue Unternehmen, die nicht an die 
Tarifverträge gebunden waren, konnten die alten 
öffentlichen Dienstleister mit niedrigen Löhnen und 
Preisen unterbieten. Dadurch sank nicht nur die Tarif-
bindung, die zuvor bei Bahn, Post, Telekommunikation, 
öffentlichem Nahverkehr, Müllabfuhr und anderen 
Bereichen bei 100% gelegen hatte, sondern die Gewerk-
schaften mussten durch concession bargaining oft 
Lohnsenkungen und Arbeitszeitverlängerungen zu-
stimmen, um das Überleben der alten Anbieter zu 
sichern. Fünftens wurde mit der Osterweiterung der EU 
die Dienstleistungsfreiheit genutzt, die es deutschen 
Unternehmen ermöglichte, ausländische Werkver-
tragsnehmer zu den Tarifbedingungen ihres Heimat-
landes in Deutschland zu beschäftigen (vgl. Bosch und 
Weinkopf 2013). Die Hartz-Gesetze sind der sechste Ein-
flussfaktor, der allerdings erst seit 2004 seine Wirkung 
entfalten konnte. Der wachsende Druck auf Arbeits-
lose, auch geringer entlohnte Arbeit anzunehmen, u.a. 
auch in den deregulierten prekären Beschäftigungsfor-
men, wie der Leiharbeit, erklärt, warum trotz des wirt-
schaftlichen Booms mit hohen Wachstumsraten und 
rasch abnehmender Arbeitslosigkeit die Ungleichheit 
der Markteinkommen weiter wuchs.

Diese Entwicklungen haben maßgeblich zur wach-
senden Ungleichverteilung der Haushaltseinkommen 
vor Umverteilung beigetragen, da sich das Niedriglohn-
risiko höchst unterschiedlich über die Einkommens-
schichten verteilt. In der untersten Einkommensschicht 
der Haushalte ist es zwischen 1995 und 2014 von 46% 
auf rund 64% deutlich gestiegen (Abb. 5). Auch in der 
unteren Mittelschicht ist das Niedriglohnrisiko von 
rund 30% auf knapp 45% deutlich gewachsen und liegt 
damit weit über dem Durchschnitt. In der mittleren Mit-
telschicht zeigt sich ein leichter Anstieg und das Nied-
riglohnrisiko ist nur leicht überdurchschnittlich. In der 
oberen Mittelschicht und der Oberschicht ist das Nied-
riglohnrisiko gering, hat sich kaum verändert und wird 
sowieso durch das höhere Einkommen anderer Haus-
haltsmitglieder oder sonstige Einkünfte (vor allem aus 
Vermögen) kompensiert.

Mit der Tarifbindung kann man die Anteile der 
Niedriglöhner und die Stärke der Einkommensmitte, 
nicht aber die Entwicklung der oberen Einkommen 
erklären (vgl. Grimshaw und Bosch 2013). Hier spielen 
Qualifikationsengpässe, wie etwa bei IT-Spezialisten, 
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und ein wachsender Anteil von Kapitaleinkommen 
durch die ungleichere Vermögensverteilung eine Rolle 
(vgl. Schmid und Adler 2013). Weiterhin ist es den gut 
funktionierenden Netzwerken der Führungskräfte in 
der Wirtschaft gelungen, gemeinsam ihre Gehälter in 
die Höhe zu treiben, was sich nur noch mit Machtkate-
gorien, nicht aber mit Grenzproduktivitäten analysie-
ren lässt.

Polarisierung der Arbeitszeiten nach 
Haushaltsschichten

Eine weitere – in der Literatur mit Ausnahme von 
Schmid und Stein (2013) bislang kaum beachtete – 
Ursache für die steigende Ungleichheit der Einkommen 
ist die zunehmende Polarisierung der Arbeitszeiten 
nach Einkommensschichten. Abbildung 6 zeigt die Ent-
wicklung der Arbeitszeiten in den Haushalten mit min-
destens einem Verdiener, wobei wir zur Erhöhung der 
Zuverlässigkeit der Daten die Arbeitszeiten jeweils für 
vier Jahre gepoolt haben. 

Danach liegt die Anzahl der 
bezahlten Arbeitsstunden in den 
Haushalten der obersten Einkom-
mensschicht in den Jahren 2012 
bis 2015 im Durchschnitt um fast 
2 000 Stunden pro Jahr höher als 
in den Haushalten in der untersten 
Einkommensschicht. Das Arbeits-
volumen hat in allen Einkom-
mensschichten abgenommen, der 
Rückgang ist mit – 30,9% in der 
untersten Einkommensschicht al-
lerdings deutlich ausgeprägter als 
in der obersten mit nur – 6,5%. 

Die Gründe für diese Arbeits-
zeitpolarisierung sind vielfältig 
und vor allem in ihrer Gewich-
tung näher zu untersuchen. In 

der untersten Einkommensschicht konzentrieren sich 
Singles und marginal erwerbstätige Haushalte – bei-
des Kategorien mit unterdurchschnittlichem Arbeits-
volumen. Rechnet man diese Gruppen heraus, bleibt 
am aktuellen Rand der Abstand zwischen der untersten 
und obersten Einkommensschicht trotzdem bei über 
1 400 Stunden. Gerade in den unteren Einkommens-
schichten wirken die Anreize des deutschen Beschäf-
tigungssystems, nur einen Minijobs oder eine kurze 
Teilzeit anzunehmen. Zunehmend können Arbeitszeit-
wünsche nicht realisiert werden, da in vielen Branchen 
die Unternehmen für einfache und mittlere Tätigkei-
ten nur noch Teilzeitjobs anbieten. Weiterhin konzent-
rieren sich in den unteren Einkommensschichten Per-
sonen ohne einen Schul- oder Berufsabschluss, die oft 
keine oder keine ganzjährige Beschäftigung finden. Auf 
der anderen Seite gibt es anders als in Skandinavien 
keine wirkungsvollen Obergrenzen für die Arbeitszeit 
gut Qualifizierter, so dass der Anteil der Beschäftigten 
mit überlangen Wochenarbeitszeiten wächst. Schließ-
lich spielt auch die Partnerwahl eine Rolle, die zuneh-
mend innerhalb der gleichen Bildungsschicht (Homo-

gamie) stattfindet. 

SCHLUSSFOLGERUNG

Zwar hat die Ungleichheit der 
Markteinkommen vor den 
Hartz-Gesetzen stärker zugenom-
men als danach. Trotz einer Hal-
bierung der Arbeitslosigkeit und 
einem starken Beschäftigungs-
wachstum haben die Mittelschich-
ten aber auch nach 2004 an Boden 
verloren, und zwar vor und nach 
Umverteilung durch den Staat. 

Ohne eine klare Ursachenana-
lyse wird man die Einkommensun-
gleichheit nicht verringern kön-
nen. Die abnehmende Tarifbin-
dung, die zunehmend ungleiche 
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Verteilung der Arbeitszeit über die Einkommensschich-
ten, der wachsende Anteil von Kapitaleinkommen vor 
allem in der obersten Einkommensschicht sowie die 
äußerst erfolgreichen Netzwerke der Führungskräfte – 
eine Art exklusive »Gewerkschaft« von Spitzenverdie-
nern für Monopolrenten, die mit ihren geräuschlosen 
Erfolgen die Lokführergewerkschaft als lahme Ente 
dastehen lässt – sind die zentralen Ursachen für die 
wachsende Ungleichheit der Markteinkommen. Um die 
Mittelschichten zu stabilisieren, muss vor allem die 
Tarifbindung wieder erhöht und die Arbeitszeit gleicher 
über die Haushalte verteilt werden, beides wahrlich 
keine einfachen Aufgaben. Bei der Tarifbindung muss 
man über neue Möglichkeiten der Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung von Tarifverträgen nachdenken. Bei 
der Umverteilung der Arbeitszeiten wird eine Beseiti-
gung der Anreize zu kurzen Arbeitszeiten über Minijobs 
und das Ehegattensplitting nicht ausreichen. Notwen-
dig sind weiterhin eine gleichere Verteilung der Arbeits-
zeit zwischen Männer und Frauen sowie eine Qualifizie-
rungsoffensive, da das Angebot Geringqualifizierter in 
Deutschland weit über der Nachfrage liegt, während 
auf der anderen Seite Fachkräfte fehlen. Eine gleichere 
Verteilung der verfügbaren Einkommen ist ohne eine 
verteilungspolitische Wende mit einer Erhöhung der 
Progression im oberen Einkommensbereich und einer 
wirkungsvollen Vermögenssteuer kaum denkbar. Wenn 
diese verteilungspolitisch brisanten Themen nicht 
angepackt werden, werden auch die nächsten Armuts- 
und Reichtumsberichte die steigende oder inakzepta-
bel hohe Einkommensungleichheit in Deutschland 
beklagen. 
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